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1. Vorbemerkungen

Die vorliegende Festlegung des Untersuchungsrahmens erfolgt hinsichtlich des Vorhabens
Nr. 19, Abschnitt Sid des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPIG). Auf Basis des von der
Vorhabentragerin, der TransnetBW GmbH, Pariser Platz / Osloer Strale 15-17 70173
Stuttgart am 31.01.2023 nach § 19 des Netzausbaubeschleunigungsgesetz
Ubertragungsnetz (NABEG) gestellten Antrags auf Planfeststellungsbeschluss fiir den o.a.
Planungsabschnitt und auf Grundlage der Ergebnisse der Antragskonferenz, welche gemaf
§ 20 NABEG am 15.03.2023 in Vallendar durchgefihrt wurde, wird der Inhalt der nach § 21
NABEG einzureichenden Unterlagen in den nachfolgenden Kapiteln festgelegt.

Die Vorhabentragerin hat im Antrag vom 31.01.2023 einen Vorschlag fiur den Inhalt der
Unterlagen gemall §21 NABEG vorgelegt. Dieser Vorschlag wird mit nachfolgend
aufgeflihrten Berichtigungen, Erganzungen bzw. Klarstellungen als Untersuchungsrahmen fiir
die Planfeststellung festgelegt.

Uber diesen Untersuchungsrahmen hinausgehende spezifische Anforderungen technischer
Regelwerke oder normativer Vorschriften (z. B. DIN-Normen, DVGW-Arbeitsblatter und
Merkblatter, AfK-Empfehlungen, VDI-Richtlinien, VDE-Bestimmungen usw.) sind zu
beachten.

Die im Rahmen der Antragskonferenz erganzend eingegangenen schriftlichen
Stellungnahmen wurden der Vorhabentragerin Gbergeben und sind im weiteren Verfahren zu

bericksichtigen.

2.  Aufbau und Form der Unterlagen

Die Planunterlagen miussen der AnstoBwirkung fir Drittbetroffene genligen und die
Nachvollziehbarkeit fur die Genehmigungsbehérde gewahrleisten. Soweit Belange und
offentlich-rechtliche Vorschriften von der Planung berthrt werden, ist dies in den betreffenden
Planunterlagen jeweils nachvollziehbar darzulegen. Die betroffenen Belange und / oder
offentlich-rechtlichen Vorschriften sind eindeutig zu benennen. Die Planunterlagen missen
alle fur die Genehmigung des Baus und des Betriebs des Vorhabens erforderlichen
Informationen, Ausarbeitungen und sonstigen Ausfihrungen umfassen.

Die von der Vorhabentragerin zu erarbeitenden Unterlagen nach § 21 NABEG miussen
allgemeinverstandlich sein, sodass Dritte anhand des bearbeiteten Plans und der Unterlagen
abschatzen kénnen, ob und in welchem Umfang sie von den Auswirkungen des Vorhabens
betroffen sein kénnen.

Die zur Bearbeitung des Plans und der Unterlagen verwendeten Daten, Hinweise,
Expertengesprache und Schriftwechsel mit Fachbehérden sowie alle weiteren zur Erlangung

von Inhalten genutzten Quellen sind zu dokumentieren und mit der Einreichung der
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Unterlagen an die Bundesnetzagentur zu Ubergeben. Das Erhebungsdatum bzw. die
Aktualitat der verwendeten Daten muss ersichtlich sein. Die Ergebnisse der Datenrecherche
sind textlich bzw. kartographisch nachvollziehbar darzustellen. Mit der Ubermittlung von
Geodaten wird eine zlgige Prifung der Unterlagen unterstiitzt.

Es wird darauf hingewiesen, dass stets die aktuellsten und geeignetsten zur Verfligung
stehenden Daten sowie die aktuelle Gesetzeslage zu bertlcksichtigen sind.

Die Rechtsvorschriften Uber die Geheimhaltung und den Datenschutz sowie die
Barrierefreiheit nach § 30a NABEG sind zu beachten. Zu schitzende Daten, insbesondere
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, sind in geeigneter Weise zu kennzeichnen bzw. so zu
verarbeiten, etwa in Karten, dass der Schutzbedurftigkeit der Daten im weiteren Verfahren
Rechnung getragen werden kann. Soweit die Unterlagen Informationen enthalten, auf die die
Rechtsvorschriften Gber Geheimhaltung, Datenschutz oder Rechte am geistigen Eigentum
anzuwenden sind, muss nach § 30a Abs. 2 NABEG zusatzlich eine komplette Fassung der
jeweiligen Unterlagen vorlegt werden, mit der die Vorgaben der genannten Rechtsvorschriften
gewahrt werden. Dieser Fassung sind Erlauterungen beizufiigen, die unter Wahrung der
Vorgaben der genannten Rechtsvorschriften so ausflhrlich sein missen, dass Dritte
abschatzen kénnen, ob und in welchem Umfang sie von den Auswirkungen des Vorhabens
betroffen sein kénnen. Daten und Informationen, die aufgrund von Datenschutzvorschriften
zu anonymisieren sind, sind in geschwarzter Form vorzulegen. Weilungen —d.h. das Léschen
von Textpassagen oder Eintrdgen — werden nicht akzeptiert, da sie im Dokument nicht
erkennen lassen, in welchem Umfang geschwarzt wurde. Dies ist insbesondere bei Erstellung
der Auslegungs- und Verteilexemplare fiir die Behodrden- und Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 22 NABEG zu beachten.

Die Unterlagen sind in elektronischer Form einzureichen. Sie sind gem. § 30a Abs. 3 NABEG
moglichst barrierefrei einzureichen, soweit dies beispielsweise bei Karten nicht méglich ist,
entfallt diese Pflicht. Die elektronisch vorgelegten Dokumente sollten insbesondere
maschinenlesbar sein. Die Dateieigenschaften (z.B. Verfasser, Beschreibung etc.) missen in
den elektronischen Dokumenten angegeben werden. Die Titel der elektronischen Dokumente
bzw. die Dateinamen mussen aussagekraftig und allgemein verstandlich sein, sie sind so zu
wahlen, dass eine eindeutige Zuordnung anhand des Inhaltsverzeichnisses der Unterlagen
nach § 21 NABEG erkennbar ist.

Sollten im Rahmen der anstehenden Untersuchungen neue Erkenntnisse erlangt werden, die
auf die Erforderlichkeit weitergehender Untersuchungen — als im Antrag vorgeschlagen sowie
im Folgenden Kklarstellend und erganzend festgelegt — hindeuten, ist mit der
Bundesnetzagentur umgehend Kontakt aufzunehmen.

Erforderliche Antrage auf Erteilung von Ausnahmen, Befreiungen und Erlaubnissen, die nach

den Fachgesetzen und -verordnungen erforderlich sind, sind als solche erkennbar in den
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Unterlagen nach § 21 NABEG zu stellen und zu begriinden. Antrage etc., die nicht unter die
Konzentrationswirkung fallen (z.B. §§ 8 ff. WHG), sind als solche kenntlich zu machen. Es
wird empfohlen, mit Behdrden, mit denen durch die Bundesnetzagentur ein Benehmen
herzustellen ist, Vorabstimmungen durchzufiihren. Falls Antrage etc. erforderlich werden, fir
die die Bundesnetzagentur nicht zustandig ist, ist die Bundesnetzagentur unverziglich in
Kenntnis zu setzen.

Gleichartige Planunterlagen sind in einem Register zusammenzufassen. Das jeweilige
Register ist aussagekraftig und konkret zu bezeichnen. Allgemeine Bezeichnungen wie
,Gutachten” oder ,Sonstiges” sind daher nicht zu verwenden.

Die Registernummern sind fortlaufend zu wahlen. Die Kapitel, Anhange o.A. sowie die
Seitenzahlen innerhalb eines Registers sind fortlaufend zu nummerieren. Den Anlagen bzw.
Anhangen selbst sind keine Anhange zuzuordnen.

Jedem Register ist ein Verzeichnis aller in dem jeweiligen Register enthaltenen Unterlagen,
Kapitel, Anhange o.A. beizufligen.

Den Unterlagen ist eine vollstandige Inhaltstibersicht mit den Registerbezeichnungen sowie
ggf. dazugehérigen Ordnernummern beizufligen. Die absolute Seitenanzahl je Register ist
dort zusatzlich anzugeben.

Die Vorhabentragerin hat im Rahmen der Erstellung der Unterlagen zu prifen, inwiefern Sie
von den Regelungen des § 43m EnWG Gebrauch macht (vgl. § 43 Abs. 3 Satz 2 EnWG). Die
Bundesnetzagentur ist Gber die Anwendung jener Regelung auf das vorliegende Vorhaben

friihestmdglich in Kenntnis zu setzen.

2.1. Bestandteile der Unterlagen nach § 21 NABEG

Die Unterlagen mussen einen Erlauterungsbericht sowie Planunterlagen nach MalRRgabe der
Hinweise fir die Planfeststellung, Kapitel V (BNetzA 2018) enthalten.

Erganzend zur Abgabe der Planunterlagen sind der Bundesnetzagentur zeitgleich folgende
Dokumente bzw. Informationen vorzulegen:

o Bestatigung, dass die auf verschiedenen Wegen (z. B. Datentrager, BSCW-Server)
zur Verfiigung gestellten Unterlagen identisch sind,

e alle verwendeten Quellen und Daten sowie auch Hinweise von Dritten etc., die nicht
in schriftlicher Form verdffentlicht sind (einschliellich eines Verzeichnisses Uber
diese),

e Dokumente, die die Genehmigungen oder Erlaubnisse o.A. fir den Betrieb und die

Errichtung der Bestandsanlagen dokumentieren,
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e Prifungen, die nach den Vorschriften des UVPG fiir die Errichtung und/ oder den
Betrieb der Bestandsanlagen oder fir Teile dieser durchgefliihrt worden sind und

e Profilplane der Spannfelder.

Folgende Angaben missen neben der zeichnerischen Darstellung auf jedem Plan
grundsatzlich enthalten sein:

e Schriftfeld,

e Legende und

e Nordpfeil (bei Ubersichten und Lagepléanen).

Jeder Plan ist mit einem Schriftfeld zu versehen, welches auf dem auf DIN A4-Grofe
gefalteten Plan vollstandig lesbar ist.

In der Legende sind alle im Plan verwendeten Farben und Symbole zu erlautern.

In den Planen mit Katasterdarstellungen ist das amtliche Liegenschaftskataster darzustellen.
In Zweifelsfallen ist von der Vorhabentragerin zu prifen - ggf. mit Hilfe der Liegenschafts-,
Kataster- und Steueramter -, ob die Katasterdarstellungen noch dem aktuellen Stand
entsprechen. Bei fehlenden oder unzureichenden Katasterunterlagen sind die Grenzen der
vorhabentragereigenen Grundstlicke einzumessen.

Die Vorhabentragerin muss der Bundesnetzagentur Plananderungen im laufenden Verfahren
nach Einleitung des Anhdrungsverfahrens unverzuglich anzeigen. Der Untersuchungsrahmen

wird in solchen Fallen ggf. um Festlegungen bzgl. der Plandnderungen erganzt.

2.2. Untersuchungsgegenstand nach § 20 Abs. 3 NABEG

Gegenstand der Untersuchungen und der Darlegungen in den Planen und Unterlagen ist das
gesamte Vorhaben gemal dem Antrag der Vorhabentragerin auf Planfeststellung vom
31.01.2023 samt den hierfur erforderlichen Mallnahmen und FolgemalRnahmen
(vorhabenbedingte Malnahmen; vgl. Antrag, Kap. 3) sowie der hiervon verursachten
Auswirkungen. Dies ist unabhangig davon, ob diese von den Anlagen, deren Bau oder Betrieb,
dem Rickbau bestehender Anlagen oder den Folgemallhahmen verursacht werden
(vorhabenbedingte Auswirkungen).

Sofern im weiteren Verfahrensfortgang ernsthaft in Betracht kommende Alternativen
aufkommen, sich also neue Erkenntnisse ergeben, ist die Bundesnetzagentur umgehend zu
unterrichten, damit sie entscheiden kann, wie diese im Zuge der Unterlagenerstellung nach
§ 21 NABEG zu prifen sind. Die Alternativen sind bis zu den jeweiligen gemeinsamen
Schnittpunkten zu vergleichen und ggf. vollumfanglich in die Prifung der Raum- und
Umweltvertraglichkeit sowie der sonstigen offentlichen und privaten Belange einzubeziehen.

Hiervon kann abgewichen werden, wenn sich eine Alternative als nicht verninftig i.S.d.
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Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) bzw. aufgrund der Prifergebnisse
als nicht mehr ernsthaft in Betracht kommend i.S.d. NABEG darstellt. Sofern die
Vorhabentragerin beabsichtigt von der vollumfanglichen Prifung und Darstellung abzusehen,
ist die Bundesnetzagentur hiervon unter Mitteilung der mafdgeblichen Griinde unverziglich zu

verstandigen.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber mit der Novellierung des NABEG eine
neue Regelung verabschiedet hat, die die Verfahren des Netzausbaus, die unter das
Regelungsregime des NABEG fallen, beschleunigen soll. § 18 Abs. 3b Satz 1 Nr. 1 NABEG
normiert vorrangig fur Vorhaben, bei denen gemaly § 5a NABEG auf die Durchfiihrung der
Bundesfachplanung verzichtet wurde, dass Absatz 3a mit der MaRgabe anzuwenden ist, dass
das Vorhaben in oder unmittelbar neben der Bestandstrasse zu errichten ist, soweit eine
Bestandstrasse vorhanden ist. Der Verweis auf Absatz 3a stellt hierbei ausweislich der
Gesetzesbegrindung sicher, dass ein Abweichen von der Bestandstrasse oder unmittelbar
daneben nur aus zwingenden Griinden erfolgt. Sinn und Zweck der Regelung entsprechend
der Gesetzesbegrindung ist es, die Prifung von Alternativen zu begrenzen, um eine
Beschleunigung des Netzausbaus zu erreichen. Gem. § 18 Abs. 3b Satz 4 NABEG sind § 18
Abs. 3b Satz 1 Nr. 1 und die Satze 2 und 3 auch dann entsprechend anzuwenden, wenn
innerhalb eines durch die Bundesfachplanung bestimmten Trassenkorridors eine
Bestandstrasse vorhanden ist. Die Regelung des § 18 Abs. 3b Satz 1 Nr. 1 NABEG ist zudem
aufgrund der in § 35 NABEG getroffenen Ubergangsregelung auf das gegenstandliche
Vorhaben anwendbar. Alternative Verlaufe, die aulderhalb der 200 m-Grenze ausgehend von
der Trassenachse liegen, sind aufgrund der neuen Regelungen im NABEG flr
Planfeststellungsverfahren nicht zu untersuchen, es sei denn, zwingende Griinde sprechen

gegen die Wahl der Bestandstrasse oder einen Verlauf unmittelbar neben der Bestandstrasse.

2.3. Grundlegende unterlagenubergreifende Festlegung zur
Methodik

Fir die Prifungen sind samtliche verfligbaren Daten heranzuziehen, die flir den Nachweis der
Einhaltung o6ffentlich-rechtlicher Umweltvorschriften erforderlich sind oder zur Einschatzung
der Genehmigungsfahigkeit des Vorhabens geeignet sein kdénnten. Ggf. sind zusatzliche
Daten von der Vorhabentragerin zu ermitteln bzw. zu kartieren. Soweit diese Ermittlung nicht
durchgeflihrt werden kann, ist dies der Bundesnetzagentur unter Angabe von Grinden

unverzlglich anzuzeigen. Die Griinde sind auch in den Unterlagen darzulegen. Ferner ist in
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solchen Fallen explizit zu beschreiben welche Informationsdefizite bestehen und inwieweit

diese Uberbriickt werden konnen.

Weitere Hinweise
Fir Wirkungen, die sich Uber die Bundeslandesgrenze von Baden-Wirttemberg hinaus
erstrecken, sind die dort entsprechend geltenden Rechtsvorschiften zu beachten. Die
Erfassung der Fauna und Flora muss zielgerichtet so erfolgen, dass mit Blick auf das
rechtliche Erfordernis der jeweiligen Fachprifung hierauf grindende Bewertungen
vorgenommen werden kénnen (u.a. Abgrenzung der lokalen Population, bestehende
Raumnutzung, jahresabhangige Dynamik, raumlicher Zusammenhang, Flugrouten,
Austauschfunktionen von Populationen, Betroffenheit besonders empfindlicher Pflanzen
usw.). Insbesondere fir Arten und Lebensraumtypen mit besonderer Planungsrelevanz (vgl.
insb. Anhange I, Il und IV der FFH-Richtlinie sowie Vogelarten nach Anhang | und Art. 4 Abs. 2
der Vogelschutzrichtlinie, die von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen sein kénnen)
muissen geeignete Informationen zu Vorkommen, Verbreitung, Habitatnutzung und
grundsatzlich auch zur GréRenordnung betroffener Individuen innerhalb der artspezifisch
relevanten Einwirkungsbereiche des Vorhabens vorliegen. Fir die Ermittlung der
planungsrelevanten Arten sollen anerkannte Standards wie bspw. Bernotat & Dierschke
(2021a), Wulfert et al. (2018) und Albrecht et al. (2014) angewendet werden. Der
artspezifische Einwirkungsbereich ist auf Grundlage von

o artspezifischen Aktionsradien und

o funktionalen Beziigen zum Umfeld, wie z.B. Wanderwegen oder Leitlinien und

¢ artspezifischen Fluchtdistanzen sowie

o der Reichweite der Wirkfaktoren des Vorhabens und

o Ausgleichsflachen sowie sonstigen MaRnahmenflachen

nachvollziehbar darzulegen. Die Wirkweite der Wirkfaktoren ist ausgehend von ihrem
Entstehungsort zu berlcksichtigen, was ebenfalls Flachen wie Baustelleneinrichtungsflachen,
Zufahrten und Lagerplatze einschlie3t. Die Quellen sind anzugeben.

Im Rahmen der Auswirkungsprognose ist zu prifen, inwiefern durch das Vorhaben eine
Bewertung stérungsbedingter Brutausfalle bei Vogeln gemafl Bernotat&Dierschke (2021b)
notwendig werden kann. Die Vermeidbarkeit stdrungsbedingter Mortalitatsgefahrdung durch
Brutausfalle ist nachvollziehbar, auch unter Zuhilfenahme eines Bauzeitenplanes,
darzustellen.

Um zu gewahrleisten, dass es trotz Bauzeitenbeschrankung mdglich sein wird, die
BaumalRnahmen ohne das Auslosen von Verbotstatbestdanden durchzuflhren, ist eine

nachvollziehbare Darlegung der nacheinander abfolgenden MafRnahmen z.B. in Form eines
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Bauzeitenplans notwendig. Die Reihenfolge oder parallele Durchfihrung der MaRnahmen
sollen flachenbezogen und Mastscharf auf einer Zeitachse dargestellt werden. Weiterhin soll
die Darstellung Aufschluss Uber die (Gesamt-)Dauer der jeweiligen Malinahme geben, auch
im Verhaltnis zur Gesamtbauzeit des Vorhabens. Dies beinhaltet auch den zeitlichen Vorlauf
bis zur Wirksamkeit einzelner Malinahmen z.B. fir notwendige CEF Malinahmen. Um neben
den umwelt- und naturschutzfachlichen Malinahmen einen zeitlichen Gesamtiberblick tber
das geplante Vorhaben zu generieren wird angeregt, die Hinzunahme technischer
Bauzeitenbeschrankungen wie z. B. Abschaltzeiten und Sperrpausen Verkehr in die

Bauzeitenplane zu berlcksichtigen.

Wird im Rahmen der natur- und umweltbezogenen Prifungen (u. a. Bericht zu den
voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht), Eingriffsregelung,
Artenschutzrechtliche Prufung, Natura 2000-Vertraglichkeitsprifungen, Forstrechtliche
Unterlage) auf Grundlage vorhandener Daten gearbeitet, missen die Daten hinreichend
aktuell sein. Insbesondere sollen Bestandsdaten zu Fauna und Flora zum voraussichtlichen
Zeitpunkt der Genehmigung nicht alter als 5 Jahre sein.

Bei speziellen gebiets- und artenschutzrechtlichen Fragestellungen kénnen jlingere Daten
erforderlich sein. Daten, die insofern als veraltet anzusehen sind, miissen auf ihre Plausibilitat
Uberprift werden. Es ist in geeigneter Weise darzulegen, warum die Daten trotz eines
langeren zeitlichen Abstands zwischen Erhebung und Genehmigung noch fir ausreichend
aktuell gehalten werden. Sollten sich Anhaltspunkte fir eine Veranderung der
Standortbedingungen im Vergleich zum Zeitpunkt der Durchflihrung der Datenerhebung
ergeben, so sind die Daten zu aktualisieren.

Die Ziele der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 (IAS-Verordnung) sowie die Ma3nahmen zu
Pravention und Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten
sind im UVP-Bericht (vgl. Ziff. 3) sowie in den weiteren fir den Plan zu erstellenden Unterlagen
(vgl. Ziff. 4), insbesondere im landschaftspflegerischen Begleitplan zu berlcksichtigen (vgl.
§ 40a Abs. 1 Satz 1 BNatSchG). Es wird auf den am 09.08.2021 bekanntgemachten ersten
Aktionsplan gemaf Art. 13 der IAS-Verordnung i. V. m. § 40d BNatSchG hingewiesen.

3.  Erlauterungsbericht

In Anlehnung an die ,Hinweise fiir die Planfeststellung — Ubersicht der Bundesnetzagentur zu
den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG* (BNetzA 2018) ist den Unterlagen nach § 21
NABEG als wesentlicher Bestandteil ein Erlduterungsbericht beizufigen, der die Inhalte der
Unterlagen in fur Dritte allgemeinverstandlicher Form zusammenfasst (vgl. Kap. V Nr. 1 der

0. g. Hinweise).
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Zur Darlegung des Vorhabens sind die im Trassenband vorhandenen Stromleitungen unter
Hervorhebung der zu andernden bzw. zur geanderten Nutzung vorgesehenen Leitungen und
Stromkreise im vorhandenen und geplanten Zustand bzw. Nutzung schematisch darzustellen

und zu erlautern.

Die Erforderlichkeit der notwendigen FolgemafRnahmen ist nachvollziehbar zu begriinden.

Dies gilt insbesondere fiir die folgenden bereits beantragten FolgemafRnahmen:

o BIl. (DB Energie): Ersatzneubau mit zwei 110-kV Stromkreisen in der Trasse der
bisherigen 220-kV Anlage 5220.

o Ggf. Verschwenkung weiterer 110-kV-Stromkreise (BL512)

e Herstellung von Anbindung an Anlage 5221 an 220-kV Portal.

4. Inhalt der Unterlagen nach § 21 NABEG

4.1. Vorgesehener Untersuchungsrahmen in der

Umweltvertraglichkeitsprifung

Hinsichtlich der Aussage zu den rechtlichen Grundlagen erfolgt keine Anderung bzw.

Klarstellung in Bezug auf den Vorschlag des Untersuchungsrahmens der Vorhabentragerin.

4.1.1. Allgemeines methodisches Vorgehen

Allgemeine Angaben zum schutzgutspezifischen Untersuchungsraum, zur Methode der

Bestandserfassung und -darstellung sowie zu den Datengrundlagen

Die voraussichtlichen Umweltauswirkungen sind in einem Bericht zu dokumentieren (UVP-
Bericht). Der Bericht muss zumindest die erforderlichen Angaben nach § 16 Abs. 1 und 3 des
Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) enthalten. Im Hinblick auf die
Auswahl der vernunftigen Alternativen gema® § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 UVPG wird auf die
Maflgaben des § 18 Abs. 3b NABEG verwiesen. Diese Angaben missen geeignet sein, die
Grunde fur die Auswahl der gewahlten Projektldsung objektiv nachvollziehen zu kénnen.

Ferner missen die Angaben nach § 16 Abs. 5 S. 3 Nr. 1 UVPG der Bundesnetzagentur eine
begriindete Bewertung der Umweltauswirkungen ermdglichen. Erganzend wird darauf
hingewiesen, dass der UVP-Bericht auch die in Anlage 4 des UVPG genannten weiteren

Angaben enthalten muss, soweit diese Angaben fir das Vorhaben von Bedeutung sind.
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Die Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile hat im gesamten Einwirkungsbereich
des Vorhabens (Wirkraum) zu erfolgen (§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 UVPG), auch wenn erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen aufgrund von Vermeidungs- und Minderungsmalinahmen
ausgeschlossen oder auf einen kleineren Umkreis beschrankt werden kénnen.

Der Untersuchungsraum fir die Prifung der zu erwartenden Auswirkungen durch das
Vorhaben muss schutzgutspezifisch die Raume umfassen, in denen das Vorhaben
Veranderungen ausldsen kann. Es missen jedoch mindestens die direkt z. B. durch Arbeits-
und Seilzugflachen, Zuwegungen, Provisorien oder Schutzgeriste bau- und anlagebedingt in
Anspruch genommenen Flachen bei jedem Schutzgut betrachtet werden. Die Wahl des
Untersuchungsraums muss nachvollziehbar begrundet werden.

Hintergrundkarten der Plananlagen sollen den jeweils aktuellsten Stand des entsprechenden
Kartenwerkes darstellen. Bei Detailplanungen ist das aktuelle Liegenschaftskataster zu

beachten.

Kartierkonzept

Die den natur- und umweltbezogenen Prifungen zugrundeliegenden Gutachten zur
Erfassung des Artenbestandes sind den Antragsunterlagen nach § 21 NABEG beizufligen.
Die erforderlichen Kartierungen im Rahmen der natur- und umweltbezogenen Prifungen
(insbesondere UVP-Bericht, Eingriffsregelung, Artenschutzrechtliche Prifung, Natura 2000-
Vertraglichkeitsprifungen) missen den aktuellen und allgemein  anerkannten
Methodenstandards entsprechen. Es wird auf den Vorschlag der Vorhabentragerin verwiesen
(Unterlagen gemal® § 19 NABEG Anlage Ill Kapitel 2 und Kapitel 5). Es ist grundsatzlich
anzugeben, welche Standards herangezogen werden. Soweit von den hier genannten
Anforderungen, den von der Vorhabentragerin vorgeschlagenen Anforderungen bzw. den
Anforderungen einschlagiger Leitfdden abgewichen wird, ist dies nachvollziehbar und
plausibel darzulegen und zu begriinden. Die dabei vorgenommene konkrete und detaillierte
Begriindung muss ihrerseits geeignet sein, bestehende Zweifel hinsichtlich der Auswirkungen
des Projektes auf die zu untersuchenden Arten auszurdumen und die aktuellen
wissenschaftlichen Standards einhalten. Es ist sicherzustellen, dass Modifikationen in gleicher
Weise geeignet sind, das Artenspektrum zu erfassen.

Sofern etwa wegen jahreszeitlich besonderer klimatischer Verhaltnisse die in dem
Untersuchungsrahmen angegebenen Erfassungszeiten voraussichtlich nicht zu sinnvollen
Ergebnissen fuhren wirden, ist eine Anpassung vorzunehmen. Ergeben sich dariber hinaus
im Zuge der Erstellung der Unterlagen Anhaltspunkte dafiir, dass das Untersuchungsgebiet
zu erweitern ist oder eine andere Anderung des Betrachtungsrahmens in raumlicher oder
zeitlicher Hinsicht erforderlich ist, so sind die Untersuchungen in geeigneter Weise zu

modifizieren. Gleiches gilt fur den Fall, dass unvorhergesehene Untersuchungsergebnisse
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erzielt werden oder erkannt wird, dass bestimmte entscheidungserhebliche Aspekte mit dem
vorliegenden Untersuchungsrahmen nicht ermittelt bzw. prognostiziert werden kénnen. Sollte
sich einer dieser Falle abzeichnen oder diesbezliglich Unsicherheit bestehen, ist unverziglich
Rucksprache mit der Bundesnetzagentur zu halten, damit Art und Umfang der ggf.
erforderlichen Anpassungen des Untersuchungsrahmens umgehend festgelegt werden
kénnen.

Erganzend ist zu beachten, dass die Darstellungsmalistabe der Karten — bspw. des UVP-
Berichts — so gewahlt werden mussen, dass der jeweils dargestellte Sachverhalt in
ausreichendem Malf3e erkennbar wird und Dritte, z. B. i. R. d. Auslegung der Unterlagen, ihre
Betroffenheit eindeutig erkennen kénnen. So sind bspw. auch bei kleinflachigen, gesetzlich
geschltzten Biotopen oder in sonstigen Bereichen mit einer vielféltigen und kleinrdumig
differenzierten  Biotoptypenausstattung die Eingriffe sowie die Vermeidungs-,
Wiederherstellungs- und KompensationsmalRinahmen in einem lesbaren
Darstellungsmalstab kartographisch darzustellen. Die erganzend zur Datenrecherche bei der
Ubersichtsbegehung erfassten Austauschbeziehungen, alten Baumbestéande, in den Karten
nicht erkennbare Gewasser und Feuchtbereiche, extensiv genutzte Bereiche des Offenlandes
sowie besondere Strukturmerkmale sollen in differenzierte Karten einflieRen. Die aus den
Probeflachen erhobenen Artdaten, welche im Rahmen der Kartierungen festgestellt werden,
sind in geeigneten Karten zusammen mit den jeweiligen Probeflachen zu dokumentieren.
Innerhalb der weiteren Aktionsraume bzw. Prifbereiche potenziell kollisionsgefahrdeter Arten
nach BERNOTAT & DIERSCHKE (2021c) kann auf eine Funktionsraumanalyse verzichtet
werden, wenn die Konfliktintensitat der Freileitung nicht zu einer raumlich signifikanten
Erhéhung des Kollisionsrisikos dieser Arten flihrt. Diese soll insbesondere die Raumnutzung
sowie die Aufenthaltswahrscheinlichkeit kollisionsgefahrdeter Arten im Gefahrenbereich des
Vorhabens mit geeigneten Methoden ermitteln. Regelmaflige Flugrouten, Flugwege bzw.
allgemein raumlich-funktionale Beziehungen zwischen verschiedenen Teilhabitaten sind
hierbei zu identifizieren und nachvollziehbar darzulegen. Klarstellend zum Vorschlag der
Vorhabentragerin sind die Flugbeobachtungen, welche im Rahmen der Erstellung der
Unterlagen gemall § 8 NABEG angestellt worden sind, nur insofern in die Bewertung
konstellationsspezifischer Risiken einzuspielen, als dass aus den angestellten
Uberflugbeobachtungen fiir einzelne Arten ortskonkrete Erkenntnisse (ber Flugwege
gewonnen werden kénnen. Auf die Ausflihrungen der Bundesfachplanungsentscheidung vom
30.11.2022 wird verwiesen (vgl. Bundesfachplanungsentscheidung gemal § 12 NABEG flr
Vorhaben Nr. 19 des Bundesbedarfsplangesetzes, Abschnitt Stid; Kap. B.4.3.1.5.1.7).

Die Untersuchungsraume fir die unterschiedlichen Fachgutachten sollen alle Eingriffs- und
Wirkbereiche des Vorhabens in gleicher Weise abdecken. Folgende Angaben je Artengruppe

in die Unterlagen nach § 21 NABEG aufzunehmen:
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e Angaben zu den recherchierten Nachweisen, insbesondere zur Haufigkeit der
Nachweise, Anzahl der nachgewiesenen Individuen, Lage der Nachweise, Quelle,

¢ Angaben zur Habitateignung, insbesondere sind die fir die Artengruppen relevanten
Habitatelemente, Strukturen und Lebensraume im Einwirkungsbereich des Vorhabens
Zu benennen,

e Art der potenziellen Betroffenheit durch das Vorhaben, insbesondere begriindete
Angaben zu Wirkdistanzen, artspezifischen Empfindlichkeiten inkl.
Zerschneidungseffekten ~ mit  potenziell geeigneten  Lebensrdumen  und

Austauschbeziehungen auf Grundlage der artspezifischen Aktionsraume.

Klarstellend zum Vorschlag der Vorhabentragerin wird darauf hingewiesen, dass die
umfassenden Untersuchungen, welche aus der Bundesfachplanung nach § 8 NABEG in das
vorliegende Verfahren Ubernommen werden, dem Planungsstand angepasst und gdf.
aktualisiert werden muassen. Hinsichtlich besonders geschitzter Fledermaus- und Vogelarten
sind die Untersuchungen und Ergebnisse der Planungsraumanalyse (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG Anlage Il GOG 2021) zu lberarbeiten, um eine artspezifische Zuordnung von
Arten zu Habitaten zu ermdglichen. Die dort vorgenommene Gildenbetrachtung ist nicht
ausreichend.

Flachen fir faunistische MalRnahmen sind in den Vorschlagen fir Erfassungsraume zu
bertcksichtigen.

Darlber hinaus sind vorhabenspezifische Kartierungen mit folgenden Erganzungen und
Konkretisierungen durchzufiihren:

e Der Untersuchungsraum flr Kartierungen ist ggf. Gber den Wirkraum des Vorhabens
hinaus aufzuweiten, z. B. wenn Informationen zur lokalen Gesamtpopulation bzw. zu
Gesamtbestanden in Schutzgebieten, zum raumlich funktionalen Zusammenhang der
vom Vorhaben betroffenen Lebensstatten bzw. Habitaten mit dem Umfeld oder zu
bendtigten Malnahmenflachen fir die jeweilige naturschutzbezogene Prifung
erforderlich sind und entsprechende Daten nicht bereits vorliegen. Klarstellend zum
Vorschlag der Vorhabentragerin ist die Darstellung von Habitatpotenzialen auch auf
jene Probeflachen / kartierten Bereiche auszuweiten, welche aul3erhalb der durch die
Biotoptypenkartierung abgedeckten Flachen liegen.

e Im Zuge der (Biotoptyp-) Kartierungen ist ein Abgleich mit den Bestandsdaten der
Naturschutzbehérden und Tragern 6ffentlicher Belange vorzunehmen.

o Charakteristische Arten der Lebensraumtypen nach Anhang | der FFH-RL und, soweit
deren erganzende Betrachtung fir die Eingriffsfolgenermittiung notwendig ist,

gefahrdete Tierarten der Roten Listen (vgl. Kap. 4.4) und national besonders
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geschitzte Arten sind im Rahmen der Datenabfrage und der Kartierungen zu
berlicksichtigen. Auf die Ausflhrungen der Stadt Mannheim vom 14.03.2023 im

Rahmen der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung wird verwiesen.

Methode der Auswirkungsprognose und Vorschlag der Bewertung

Die Empfindlichkeit der Schutzgiter ist zu ermitteln und anhand der Nutzung von zu
entwickelnden Malistaben und Skalen zu bewerten. Die Bestandsbewertung soll hierbei auf
nachvollziehbare Weise berilicksichtigt werden. Sofern die Verknipfung von Empfindlichkeit
und Einwirkungsintensitat als Zwischenschritt erfolgt, sind Skalen und Parameter zu
entwickeln und zu dokumentieren. Die Verknlpfungsmatrizen sind dann darzustellen. Das
ermittelte Ergebnis ist gutachterlich verbalargumentativ zu bewerten.

Zur Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens nach
§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 UVPG ist zur Feststellung der Erheblichkeit ein nachvollziehbarer
Bewertungsmalfistab zu entwickeln. Dieser ist aus vorhandenen Umweltstandards und
gesetzlich definierten Grenz-, Richt- oder Orientierungswerten abzuleiten. Falls die
Erheblichkeitsschwelle nicht quantitativ darstellbar bzw. operationalisierbar ist, hat die
Darstellung einzelfallbezogen in verbalargumentativer Weise zu erfolgen. Dabei ist jede
potenziell erhebliche Umweltauswirkung in den UVP-Bericht aufzunehmen und insbesondere
die Nichterheblichkeit der zu erwartenden Umweltauswirkungen im Bereich von kumulativen
Wirkungsgefligen, Wechselwirkungen und im Bereich von Grenzféllen (Anndherung an die
Erheblichkeitsschwelle) jeweils entsprechend zu begrinden. Die jeweils verwendeten
fachlichen Standards und Bewertungsmallstdbe bzw. -kriterien sind darzulegen und
gutachterliche Einschatzungen plausibel zu begrinden. Die Bewertung der Erheblichkeit ist
methodisch von der Ermittlung und Beschreibung der Umweltauswirkungen zu trennen.
Klarstellend sind die bei der Prifung auf Erheblichkeit der Beeintrachtigungen zum Einsatz
kommenden Vermeidungs- und Verminderungsmafnahmen (vgl. Unterlagen gemafl § 19
NABEG, Kapitel 4.1.3) in ihrem raumlichen Bezug, ihrer Anwendbarkeit sowie ihrer
Wirksamkeit darzulegen. Es ist darauf zu achten, dass die Vermeidungs- und
Verminderungsmafnahmen (§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 UVPG) nicht bereits bei der Ermittlung der
Einwirkungsintensitat zur Anwendung kommen; die Anwendung des § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 3
UVPG ist hiervon unberihrt.

Auf Basis der voraussichtlichen Umweltauswirkungen und der zu ihrer Abwehr vorgesehenen
MaBnahmen sind geeignete UberwachungsmaRnahmen vorzuschlagen, uber deren
Anordnung im Planfeststellungsbeschluss sichergestellt werden kann, dass die fur das
Vorhaben vorgesehenen umweltbezogenen Bestimmungen eingehalten werden (§ 43i Abs. 1
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) i.V.m. § 18 Abs. 5 NABEG). Dies gilt insbesondere fir
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Bestimmungen zu umweltbezogenen Merkmalen des Vorhabens, dem Standort des
Vorhabens, fir Malnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen, flir bodenschonende
MafRnahmen sowie flr ErsatzmalRnahmen bei Eingriffen in Natur und Landschaft. Im UVP-
Bericht ist darzulegen, wie im Rahmen dieses Planfeststellungsverfahrens die nach § 40
Abs. 2 S. 1 Nr. 7 UVPG dargelegten Kenntnislicken und Schwierigkeiten im Umweltbericht
des vorausgegangenen Bundesfachplanungsverfahrens berticksichtigt werden.

Die Auswirkungen der geplanten FolgemalRnahmen sind getrennt von den Wirkungen des

Vorhabens zu betrachten.

Vorbelastung und kumulative Wirkungen

Dem von der Vorhabentragerin im Kap. 4.1.4 des § 19 Antrag vorgeschlagenen methodischen

Vorgehen ist zu folgen.

4.1.2. Schutzgut Menschen, insbesondere menschliche Gesundheit

Die Ergebnisse der immissionsschutzrechtlichen Betrachtungen (Vgl. Unterlagen gemai § 19
NABEG Kapitel 8) missen bei der Ermittlung und Bewertung der zu erwartenden
Umweltauswirkungen berucksichtigt werden. Es ist sicherzustellen, dass auf die
mafgeblichen Immissionsorte mit den voraussichtlich hdchsten Immissionsbelastungen
Bezug genommen wird.

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die in Kapitel 12.5.1.2 und Kapitel 8.1des
Vorschlags der Vorhabentragerin vom 31.01.2023 genannten Grenzwerte fur elektrische und
magnetische Felder nicht als Erheblichkeitsschwellen im Rahmen der UVP herangezogen
werden kénnen. Erhebliche Umweltauswirkungen kénnen nach der Rechtsprechung auch
unterhalb der genannten Werte auftreten (vgl. zu EMF BVerwG, Urt. v. 17.12.2013 -4 A 1.13,
Rn. 35 ff. sowie zum Schall OVG Miinster, Urt. v. 10.04.2014 — 7 D 57/12.NE, Rn. 59 ff.).

4.1.3. Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Bzgl. des Umfangs der Kartierungen wird auf Kapitel 4.1.1.1 verwiesen.

Klarstellend ist der in Kapitel 4.3.1 (S. 133) des Antrags nach § 19 NABEG genannte
Untersuchungsraum fur das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt zur Ermittlung
der Umweltauswirkungen dahingehend zu wahlen, dass mindestens alle Wirkungsbereiche

des Vorhabens erfasst werden.
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Erganzend zur Erfassung und Beschreibung des quantitativen Umfangs der anlage-, betriebs-
und (rlick-) baubedingt in Anspruch genommenen Habitate etc. sind die hieraus
resultierenden Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen zu beschreiben. Insbesondere ist
darzulegen, inwieweit wildlebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre
Biotope und Lebensstatten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt
erhalten bleiben. Die Wirkungen, die von der Unterhaltung der Trasse ausgehen,
insbesondere etwa durch ein regelmafiges Freischneiden des Schutzstreifens, sind ebenfalls
in die Bewertung einzubeziechen. Als Bewertungsmalistab fir erhebliche
Umweltauswirkungen sind mindestens die einschlagigen fachgesetzlichen Vorschriften zu
beachten. Insoweit sind als Malstab fir die Erheblichkeitsbewertung der
Umweltvertraglichkeitspriifung insbesondere die Resultate der Fachgutachten und Prifungen
nach MaRgabe der Kapitel 4.1.6, 4.2 und 4.3 zugrunde zu legen und ermittelte Bewertungen
missen mit ihnen Udbereinstimmen. Es sind alle in den Fachgutachten betrachteten
Wirkfaktoren ebenfalls in der Umweltvertraglichkeitsprifung zugrunde zu legen. Jegliche
Veranderung/Anpassung der Schutzstreifen, die betriebs-, anlage- oder (rlick-) baubedingt
durchgefiihrt werden, sind darzulegen.

Auswirkungen auf die Biologische Vielfalt sind ebenfalls nachvollziehbar zu prifen.
Insbesondere gefahrdete und seltene wildlebende Tiere, Pflanzen sowie seltene naturlich
vorkommende Okosysteme und Biotope im Einwirkungsbereich des Vorhabens sind zu
erfassen und darzustellen. Die Auswirkungen des Vorhabens sind im Hinblick auf die
dauerhafte Sicherung von lebensfahigen Populationen einschliellich ihrer Lebensstatten und
die Gefahrdung von Okosystemen und Biotopen zu beurteilen. Mdgliche Beeintrachtigungen
von Austauschbeziehungen zwischen den Populationen sowie Wanderungs- und
Wiederbesiedelungspotenziale sind zu bertcksichtigen. In der Prifung sind u.a. die
gefahrdeten Arten der Roten Listen (vgl. Kap. 4.4) und die Biodiversitatsstrategie des Bundes,

sowie die Naturschutzstrategie des Landes Baden-Wdrttemberg zu bertcksichtigen.

Weiterhin sind Auswirkungen des Vorhabens auf die Flachen des Biotopverbunds und
geschltzte Teile von Natur und Landschaft gemal® BNatSchG i. V. m. Landesrecht zu
beurteilen und die entsprechend erforderlichen Ausnahme- bzw. Befreiungsantrage zu stellen.
Die Bewertungskriterien bzw. —mafstabe fur das Ausmalf’ der Betroffenheit von geschuitzten
Bestandteilen von Natur und Landschaft sind darzulegen.

Etwaige Antrage auf Befreiungen gemaf § 67 BNatSchG sind im Einzelnen dahingehend zu
begriinden, inwieweit das offentliche Interesse an der Realisierung des Vorhabens das
Integritatsinteresse an den geschitzten Teilen von Natur und Landschaft Uberwiegt.
Insbesondere sind im Rahmen der Befreiung Angaben zu folgenden Sachverhalten

erforderlich:
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e die durch das Vorhaben verletzten Ge- und Verbote,

o Schutzgegenstand und der Schutzzweck nach MalRgabe der Erklarung i.S.v. § 22
Abs. 1 BNatSchG,

e Bedeutung des Gebietes sowie der einzelnen vom Vorhaben betroffenen Teile des
Gebiets fur den betreffenden Schutzgegenstand und Schutzzweck, gemessen an den
Zielen des Naturschutzes gemall § 1 BNatSchG insbesondere hinsichtlich der
biologischen Vielfalt, der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts
einschlief3lich der Regenerationsfahigkeit und nachhaltigen Nutzungsfahigkeit der
Naturguter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie der Erholungswert von
Natur und Landschaft,

¢ etwaige Vorbelastungen im Gebiet,

e das Ausmall der vom Vorhaben ausgehenden Veranderungen der geschitzten
Bestandteile von Natur und Landschaft in qualitativer, quantitativer und zeitlicher
Hinsicht, die infolge der Befreiung gemal § 67 BNatSchG zu erwarten sind,

e ggof. die Entwicklungsdynamik und Wiederherstellungspotenziale der betroffenen
Schutzglter sowie

e Vermeidungs-, Minderungs-, Wiederherstellungs- bzw. Ausgleichsmalinahmen.

Soweit sich der Schutzzweck der genannten Schutzgebiete und -objekte auf die
Erholungsnutzung oder die Erhaltung von Vielfalt, Eigenart und Schoénheit der Landschaft
bezieht, hat die Betrachtung beim Schutzgut Landschaft zu erfolgen (vgl. Kap. 4.1.8).
Klarstellend ist aufgrund der in Kapitel 4.5 zugrunde gelegten Emissionen nachvollziehbar
darzulegen, inwieweit larmbedingte Auswirkungen auf Tiere aufgrund der Intensitat (Pegel),
Haufigkeit, Dauer und der Zeitraume von (rtick-)bau- und betriebsbedingten Larmereignissen
auftreten kdnnen. Naturwissenschaftliche Untersuchungen tber mégliche Auswirkungen der
genannten Faktoren auf Tiere sind zu benennen und zu bericksichtigen. Etwaige
Analogieschlisse sind zu begriinden.

Klarstellend ist darzulegen, inwiefern potenzielle Umweltauswirkungen durch nichtstoffliche
Einwirkungen, insbesondere Erschiitterungen, auch bei einem Rickbau zu erheblichen
Umweltauswirkungen fiihren. Uber die in Kap. 4.3.3 des Antrags dargestellten potenziellen
Umweltauswirkungen hinaus ist konkret zu prifen, inwieweit die Wirkfaktoren ,Veranderung
der hydrologischen / hydrodynamischen Verhaltnisse" als auch ,Veranderung des Bodens
bzw. Untergrundes und ihrer Funktionen® insbesondere in Bereichen mit

Mastfundamentarbeiten bzw. Masterhéhungen zu erheblichen Umweltauswirkungen fuhren.
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4.1.4. Schutzgut Flache

Klarstellend zum Antrag der Vorhabentragerin sind die Ausfihrungen unter Kapitel 4.1.1.2 des
Untersuchungsrahmens zu berucksichtigen.

Zur Bewertung der Umweltauswirkungen sind zusatzlich Angaben zu etwaigen
vorhabenbedingten Nutzungsanderungen bzw. Nutzungseinschrankungen im Bereich des
Schutzstreifens zu erganzen.

Klarstellend zu den Ausfiihrungen in Kap. 4.4.4 des Antrags der Vorhabentragerin ist bei der
Bewertung der Umweltauswirkungen ebenso eine Unterteilung in die verschiedenen
betroffenen Nutzungskategorien bzw. Objektarten der Flachennutzung aufzustellen. Als
Beurteilungsmalistab ist somit auch die temporare Flacheninanspruchnahme heranzuziehen.

Im Ubrigen wird dem Vorschlag der Vorhabentragerin gefolgt.

4.1.5. Schutzgut Boden

Klarstellend zum Antrag sind die Ausfihrungen unter Kapitel 4.1.1.2 des
Untersuchungsrahmens zu berlcksichtigen.

Klarstellend ist der in Kapitel 4.5.1 (S. 147) genannte Untersuchungsraum flr das Schutzgut
Boden zur Ermittlung der Umweltauswirkungen dahingehend zu wahlen, dass die
Wirkungsbereiche des Vorhabens erfasst werden. Sollten sich Hinweise auf einen zu klein
abgegrenzten Untersuchungsraum ergeben, ist dieser entsprechend anzupassen.

Auf die Regelungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) (insbesondere auf § 1
BBodSchG), die der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung, die Vorschriften des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes, des Baugesetzbuches (§ 1a BauGB) sowie insbesondere auf
§ 1 Abs. 3 BNatSchG und § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 u. 2 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) und der entsprechenden landesrechtlichen Regelungen wird
hingewiesen.

Auf die Mantelverordnung ,Verordnung zur Einflhrung einer Ersatzbaustoffverordnung, zur
Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung und zur Anderung der
Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverordnung“ i. d. F. v. 09.07.2021 (BGBI. I. S.
2598) wird hingewiesen. Zudem ist das Rahmenpapier zum Bodenschutz beim
Stromnetzausbau zu beachten (BNetzA, 2020a). Weiterhin ist bei der Planung auf einen
sparsamen und schonenden Umgang mit dem Schutzgut zu achten und Moore, Anmoore,
sowie Bdden mit Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte maéglichst nicht in
Anspruch zu nehmen. Die im Rahmen der Stellungnahme des Landesamtes flr Geologie,
Rohstoffe und Bergbau des Regierungsprasidiums Freiburg vom 27.03.2023 empfohlenen

Karten-, Datengrundlagen und Leitfaden sind hierbei zu berticksichtigen.
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Zur Absicherung eines fachkundigen Bodenschutzes wird — unabhangig von der spateren
Festlegung einer bodenkundlichen Baubegleitung — die frihzeitige Beteiligung einer
qualifizierten bodenkundlichen Baubegleitung in der Planungsphase empfohlen.

Soweit ein Rickbau von Mastfundamenten erforderlich ist, sind Bodenproben zur
Beweissicherung nach Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung zu nehmen. Hierbei
sind die ,Empfehlungen fir Bodenuntersuchungen im Umfeld von Strommasten“ des LABO
(4/2009) zu beachten. Insbesondere sind durch bleihaltige Beschichtungen und Anstriche von
Masten moglicherweise entstandene schadliche Bodenveranderungen zu betrachten und zu
bewerten.

Insbesondere hinsichtlich zurickgebauter Maststandorte und in Bereichen mit temporarer
Inanspruchnahme ist zu prufen, ob diese die gleichen Standorteigenschaften und die gleiche
bodenbezogene Funktionalitdt wie vor dem Eingriff aufweisen kdnnen.

Bei der Bewertung der Bdden ist die gesetzliche Nutzungsfunktion insbesondere als Standort
fur die landwirtschaftliche Nutzung zu berucksichtigen.

Die Bodenempfindlichkeit, insbesondere die Verdichtungsempfindlichkeit, sind darzustellen
und zu bewerten.

Soweit die Trasse durch Erdbebenzonen verlauft, ist die Gefahrdung des Vorhabens durch
Erdbeben in den bautechnischen Untersuchungen angemessen zu berlicksichtigen. Weiterhin
ist die DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 fir objektbezogene Baugrunduntersuchungen zu

bertcksichtigen.

4.1.6. Schutzgut Wasser

Klarstellend zum Antrag sind die Ausfihrungen unter Kapitel 4.1.1.2 des
Untersuchungsrahmens zu berlcksichtigen.

Der Untersuchungsraum ist flr das Schutzgut Wasser zur Ermittlung der
Umweltauswirkungen dahingehend zu wahlen, dass die Wirkungsbereiche des Vorhabens
erfasst werden. Der Untersuchungsraum ist beispielsweise bei der Betroffenheit von
Einzugsgebieten von Wassergewinnungsanlagen entsprechend aufzuweiten.

Erganzend sind Gewasserrandstreifen (gemaR der aktuellen Rechtslage) moéglichst auch bei
der Einrichtung von Arbeitsflachen und Zuwegungen freizuhalten.

Die Vorhabentragerin hat sich jeweils mit den zustandigen Wasserbehdérden hinsichtlich der
zu betrachtenden Gewasser sowie Wasserkorper und der flr die beantragten Erlaubnisse,
wasserrechtlichen  Genehmigungen und Ausnahmen vorzulegenden Unterlagen
abzustimmen. SchlieRlich ist hinsichtlich der berichtspflichtigen Gewasser mit den fur die

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) betrauten Behdrden die zu verwendende
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aktuelle Datengrundlage und die Abarbeitung der Anforderungen gem. §§ 27 und 47 WHG
abzustimmen.

Erganzend sind die Erkenntnisse aus allen wasserrechtlichen Planunterlagen bei der
Ermittlung der voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen beim Schutzgut Wasser zu
bertcksichtigen.

Falls eine Trassenverschwenkung und damit die Verlagerung eines Mastes notwendig wird,
der in einem Wasserschutzgebiet liegt, ist zu prifen, ob es aus Sicht des
Grundwasserschutzes sinnvoll und mdoglich ist, den neuen Maststandort auRerhalb des
Wasserschutzgebietes zu errichten.

Es ist auf getrennte Aussagen hinsichtlich des ausschlielich nationalen Wasserrechts und
den Anforderungen gem. §§ 27 ff. und § 47 WHG zu achten. Dabei ist auch auf die sich
hieraus ergebenden unterschiedlichen Bewertungsmalstabe zu achten. Die Abhandlung des
ausschlieB3lich nationalen Wasserrechts ist nach den in die Planfeststellung einkonzentrierten
Entscheidungen und den nicht einkonzentrierten Erlaubnissen der Gewasserbenutzung
(§§ 19i. V. m. 8 ff. WHG) zu differenzieren.

Erganzend sind Aussagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen unter Einhaltung
der Vorgaben der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
(AwSV) zu treffen. Sollten zur Bauausflihrung temporare Gewasserverrohrungen z. B. zur
Herstellung von Uberfahren oder Gewéasserverlegungen geplant werden bzw. nicht

ausgeschlossen werden, so sind fir diese Wirkfaktoren abzuleiten und zu betrachten.

4.1.7. Schutzgut Klima / Luft

Die Ausflihrungen unter Kapitel 4.1.1.2 des Untersuchungsrahmens sind zu berucksichtigen.
Klarstellend zum Antrag ist der in Kapitel 5.3.6.3 (S. 127) genannte Untersuchungsraum fiir
das Schutzgut Luft und Klima zur Ermittlung der Umweltauswirkungen dahingehend zu
wahlen, dass die Wirkungsbereiche des Vorhabens erfasst werden.

Erganzend sind die Auswirkungen bei notwendig werdender temporarer Inanspruchnahme
von Geholzbestdnden mit klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsfunktion sowie
dauerhafter Beanspruchung derartiger Bestande zu ermitteln.

Im UVP-Bericht ist eine konkrete Auseinandersetzung mit den Belangen des globalen
Klimaschutzes erforderlich. Nach § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG sind bei Planungen und
Entscheidungen der Zweck des KSG und die zu seiner Erflillung festgelegten Ziele zu
berlcksichtigen (Berlcksichtigungsgebot). Zweck des KSG ist es, zum Schutz vor den
Auswirkungen des weltweiten Klimawandels die Erfillung der nationalen Klimaschutzziele
sowie die Einhaltung der européischen Zielvorgaben zu gewahrleisten, § 1 Satz 1 KSG.

Spiegelbildlich zur Bundesebene hat auch das Land Baden-Wirttemberg ein
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Klimaschutzgesetz erlassen, vgl. § 1 Abs. 1 KlimaG BW. Vorrangig geht es sowohl im KSG
als auch im KlimaG BW um die Minderung der Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen)
zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele aus § 3 KSG bzw. Klimaschutzziele flir Baden-
Wirttemberg aus § 10 KlimaG BW. Aufgrund des Bericksichtigungsgebotes des § 13 Abs. 1
Satz 1 KSG ist die Bedeutung des Vorhabens flr den Klimaschutz ermitteln und
Klimaschutzgesichtspunkte bertcksichtigen, soweit keine entgegenstehenden,
uberwiegenden rechtlichen oder sachlichen Griinde vorliegen (vgl. BT-Drucks. 19/14337, S.
36.). Dafur ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) mit
vertretbarem Aufwand zu ermitteln, welche THG-relevanten Auswirkungen das Vorhaben hat
und welche Folgen sich daraus fur die Klimaziele des KSG ergeben. Es ist eine
sektorenubergreifende (vgl. Anlage 1 zum KSG zu den einzelnen Sektoren) Gesamtbilanz zu
erstellen, die nicht nur den Betrieb, sondern auch die Errichtung der Anlagen sowie die
Inanspruchnahme von THG-Senken betrachtet (vgl. BVerwG, Urt. v. 04.05.2022 — 9 A 7.21,
juris, Rn. 80, 82, 99, 102).

4.1.8. Schutzgut Landschaft

Erganzend zum Antrag sind die Auswirkungen des Vorhabens auf geschutzte Teile von Natur
und Landschaft gemaR §§ 24, 25 BNatSchG mit Bedeutung fur die Erholungsnutzung oder fur
die Erhaltung von Seltenheit, Vielfalt, Eigenart und Schonheit der Landschaft zu beurteilen

und die entsprechend erforderlichen Ausnahme- bzw. Befreiungsantrage zu stellen.

4.1.9. Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachguter

Die Ausflihrungen unter Kapitel 4.1.1.2 des Untersuchungsrahmens sind zu bericksichtigen.
Die in der Bundesfachplanung bereits ermittelten Daten Uber Bodendenkmaler im
Einwirkungsbereich des Vorhabens sind zu aktualisieren. Der Einwirkungsbereich des
Vorhabens ist unter Berticksichtigung moglicher Auswirkungen auf das Erscheinungsbild von
Kulturdenkmalern i.S.v. § 2 Abs. 3 Nr. 1 DSchG Baden-Wurttemberg (Umgebungsschutz)
begriindet darzulegen. Alle (vorlaufig) eingetragenen Kulturdenkmaler i.S.v. § 12 Abs. 1
DSchG Baden-Wiurttemberg, Gesamtanlagen i.S.v. § 19 Abs. 1 DSchG Baden-Wirttemberg
sowie Grabungschutzgebiete i.S.v. §22 Abs.1 DSchG Baden-Wirttemberg im
Einwirkungsbereich des Vorhabens sind mit einer eindeutigen Objektbezeichnung analog zur
landestiblichen Bezeichnung auf einer Karte abzubilden.

Aufgrund des informellen nachrichtlichen Charakters der in Baden-Wirttemberg im
Denkmalbuch erfassten Denkmaler ist zudem darzulegen, inwieweit die Beeintrachtigung

weiterer bzw. sonstiger Denkmaler im Einwirkungsbereich des Vorhabens zu beurteilen ist.
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Die Ergebnisse der Auswirkungsprognose sollen tabellarisch zusammengefasst werden.
Hierzu sind fir die 0.g. Objekte jeweils folgende Angaben erforderlich:
o Objektbezeichnung gemall Denkmalverzeichnis oder Denkmalbuch oder
Rechtsverordnung, Satzung 0.A.,
e Art des Objektes (Bau-, Boden- oder sonstiges Kulturdenkmal, Gesamtanlage,
Grabungsschutzgebiet etc.),
e MalRnahmen zur Vermeidung oder Minderung von Beeintrachtigungen,
¢ relative Lage des Objektes innerhalb des vorhabenbedingten Einwirkungsbereiches
(Flachen fir die Anlage, Flachen mit baubedingter Einwirkung, Umgebung/ Sonstiges),
o Art der Beeintrachtigung (keine, Zerstérung oder Beseitigung i.S.v. § 15 Abs. 1 Nr. 2
DSchG Baden-Wiirttemberg, Beeintrachtigung des Bestandes oder
Erscheinungsbildes i.S.v. § 8 Abs. 1 Nr. 2/ § 15 Abs. 3 DSchG Baden-Wirttemberg,
erhebliche oder dauerhafte Veranderungen an dem geschitzten Bild von
Gesamtanlagen i.S.v. § 19 Abs. 2 DSchG Baden-Wiurttemberg oder verborgenen
Kulturdenkmalern i.S.v. § 22 Abs. 2 DSchG Baden-Wrttemberg),

e Erfordernis von denkmalschutzrechtlichen Genehmigungen (ja, nein).

Soweit Kulturdenkmaler in Baden-Wiirttemberg, die dem Gottesdienst dienen, betroffen sind
mussen diese als solche gekennzeichnet werden.

Es hat eine Abstimmung mit den Landesamtern fir Denkmalpflege und Archaologie
hinsichtlich der genauen Trassenflhrung zu erfolgen, um so den Belangen des
archaologischen Denkmalschutzes so weit wie moéglich zu entsprechen. Die Hinweise des
Regierungsprasidium Stuttgart aus der Stellungname zur Bundesfachplanung vom
14.01.2022 sind bei der Erstellung der Unterlagen gem. § 21 NABEG zu beachten.

Soweit sonstige Sachguter oder Bestandteile des kulturellen Erbes i.S.d. UVPG im
Einwirkungsbereich des Vorhabens zu berilcksichtigen sind, hat die Vorhabentragerin die

betreffenden voraussichtlichen Umweltauswirkungen ebenfalls darzulegen.

4.1.10. Wechselwirkungen

Hinsichtlich der Aussagen zu den Wechselwirkungen erfolgt keine Anderung bzw. Klarstellung

in Bezug auf den Vorschlag des Untersuchungsrahmens der Vorhabentragerin.

4.2. Natura 2000 Vertraglichkeitsuntersuchung

Bzgl. des Umfangs der Kartierungen wird auf Kapitel 4.1.1.1 verwiesen.
Die FFH-Vertraglichkeitsprifung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL darf nicht lickenhaft sein und

muss vollstandige, prazise und endglltige Feststellungen enthalten, die geeignet sind, jeden
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vernlnftigen wissenschaftlichen Zweifel hinsichtlich der vorhabenbezogenen Auswirkungen
auf ein Natura 2000-Gebiet auszuraumen. Insoweit sind entsprechend der Rechtsprechung
des EuGH (vgl. EuGH, Urteil vom 07.11.2018, Rs. C-461/17, ,Holohan®, Rn. 32 bis 40) sowohl
die Auswirkungen des vorgeschlagenen Projekts auf die in dem Gebiet vorkommenden
Lebensraumtypen und Arten, fir die das Gebiet nicht ausgewiesen wurde, als auch die
Auswirkungen auf die auRerhalb der Grenzen dieses Gebiets vorhandenen Lebensraumtypen
und Arten zu nennen und zu erértern, soweit diese Auswirkungen geeignet sind, die
Erhaltungsziele und Funktions- und Austauschbeziehungen des Gebiets zu beeintrachtigen.
Verbleiben diesbezlglich Zweifel, ist eine Ausnahmepriifung nach Art. 6 Abs. 4 FFH-RL
erforderlich. In den Unterlagen ist darzulegen, inwieweit das Vorhaben mit seinen
Wirkfaktoren mit den Erhaltungs- und Entwicklungszielen und dem Schutzzweck der jeweils
einschlagigen Rechtsvorschriften vertraglich ist. Fur die Ergebnisdokumentation der
Vereinbarkeit des Vorhabens mit den einzelnen Erhaltungszielen ist eine Aufarbeitung so
anzufertigen, das eindeutig erkennbar ist, ob die Wirkungen, die mit dem Vorhaben
einhergehen, mit den einzelnen Erhaltungszielen der betroffenen Gebiete vertraglich sind.
Aus Grinden der Einheitlichkeit soll das von der Vorhabentragerin zur Natura 2000-
Vorprifung vorgeschlagene Formblatt aus Baden-Wirttemberg fir alle im Wirkraum des
Vorhabens liegenden Natura 2000-Gebiete verwendet werden.
Sofern erhebliche Beeintrachtigungen i. S. d. §34 Abs. 3 BNatSchG auch unter
Bericksichtigung von MalRnahmen zur Schadensbegrenzung nicht ausgeschlossen werden
kénnen, ist die Bundesnetzagentur unverziglich dariber zu unterrichten, um das weitere
Vorgehen hinsichtlich der Ausnahmeprifung i. S. v. §34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG
abzustimmen.
Die Natura 2000-Gebiete sind in ihren wesentlichen Eigenschaften und hinsichtlich ihres
Status, ihrer malRgeblichen Bestandteile, Schutz- und Erhaltungsziele sowie ihrer
Wiederherstellungsziele zu beschreiben.
In Zusammenhang mit den Natura 2000 Vertraglichkeitsprifungen der potenziell betroffenen
Gebiete sind in den Unterlagen u.a. folgende Aspekte zu dokumentieren:
¢ inwieweit Wirkfaktoren des Vorhabens innerhalb der Aktionsradien der geschitzten
und charakteristischen Arten hineinwirken konnen,
o inwieweit das Vorhaben innerhalb der Aktionsradien der geschitzten und
charakteristischen Arten liegt,
¢ inwieweit die Erhaltungsziele und die mafigeblichen Bestandteile in den Natura 2000-
Schutzgebieten gegentber den Wirkfaktoren des Vorhabens empfindlich sind,
e inwieweit Funktions- und Austauschbeziehungen zwischen Natura 2000-Gebieten

durch das Vorhaben beeintrachtigt werden konnen sowie
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o inwieweit der Anflug/ die Wanderung in Natura 2000-Gebieten verhindert werden

koénnte (sofern dieser keine bloRe Erschwerung ist).

Zudem sind den Unterlagen u.a. Karten beizufligen, in welchen mindestens folgende
Informationen dargestellt sind:

o die ortliche Lage der Trassenachse,

¢ die maximale Reichweite der einzelnen Wirkfaktoren,

e Natura 2000-Gebiete in Reichweite der Wirkfaktoren sowie

e Austauschbeziehungen zwischen den Natura 2000-Gebieten.

Fir die vom Vorhaben u{berspannten oder unmittelbar angrenzenden Gebiete sind
gebietsspezifische Karten beizufligen, die mindestens folgende Informationen enthalten:

e aktuelle Lage und Verteilung der Habitate und (prioritaren) Lebensraumtypen, i.V.m.

textlicher Darstellung letzterer,

e bestehende Infrastruktureinrichtungen, wie Stromtrassen, Strallen, etc.,

o aktuelle Artvorkommen im Wirkungsbereich des Vorhabens,

¢ Reichweite der einzelnen Wirkfaktoren und

e alle bau- und anlagebedingt in Anspruch genommenen Flachen einschlief3lich der

Zuwegungen.

Fir die Auswirkungsprognosen sind alle potenziell relevanten Wirkungen und deren
Wirkweiten, die von dem Vorhaben ausgehen, aus dem Fachinformationssystem FFH-VP-Info
des Bundesamtes fir Naturschutz www.FFH-VP-Info.de (BfN 2023) zum Projekttyp

.Energiefreileitungen-Hoch- und Hbchstspannungsleitungen“ zu berlcksichtigen und in den

Unterlagen zu bewerten. Dies betrifft auch solche Wirkungen bzw. Beeintrachtigungen, fiir die
aufgrund von Vermeidungs- und Minderungsmafinahmen eine Reduktion der Auswirkungen
unterhalb einer Relevanzschwelle anzunehmen ist. Deren Art, rdumliche Ausdehnung,
zeitliche Dauer, Haufigkeit und Intensitdt sind darzulegen. Provisorien sind mit zu
bericksichtigen.

Aktuelle Bestandsdaten von Arten und Lebensraumtypen nach der FFH-Richtlinie sowie die
Erhaltungszustdnde und -mal3nahmen sind bei den Landesbehérden abzufragen. Bei den
zustandigen Naturschutzbehérden ist zudem abzufragen, inwiefern die in den
Standarddatenbégen dokumentierten Erhaltungszustdande noch dem aktuellen Zustand
entsprechen. Erganzend sind, soweit keine abgeschlossenen Managementplane vorliegen, in
Ricksprache mit den zustandigen Naturschutzbehérden, soweit vorhanden,

Entwurfsfassungen heranzuziehen und zu dokumentieren.
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Fir die Projektparameter der Betriebsphase (sowie grundsatzlich fir alle Projektparameter)
ist darzulegen, inwieweit diese das Gebiet und seine maligeblichen Bestandteile erheblich
beeintrachtigen kénnen.

Nur soweit Gewdhnungseffekte nachweislich eingetreten sein sollten, kénnen diese in der
Auswirkungsprognose berilcksichtigt werden. Solche Effekte sind artspezifisch und
nachvollziehbar zu belegen. In den Unterlagen ist u.a. darzulegen, inwieweit maogliche
Beeintrachtigungen von Natura 2000-Gebieten durch andere Plane und Projekte kumulativ in
den Vertraglichkeitsuntersuchungen berucksichtigt werden. Im Rahmen der kumulativen
Betrachtung ist Uhl et al. (2019) zu bertcksichtigen.

Insbesondere solche Plane und Projekte sollen berlicksichtigt werden, die u. a. im Standard-
Datenbogen und/ oder in gebietsbezogenen Fachgutachten (z. B. Grunddatenerfassung u.
A.) als Gefahrdungen/ Belastungen/ Stérungen o.A. benannt sind. Im Falle relevanter
Vorbelastungen muss dargelegt werden, inwieweit die Erhaltung oder Wiederherstellung von
gunstigen Erhaltungszustdanden der geschitzten Arten und Lebensraumtypen durch die
vorhabenbedingte Zusatzbelastung nicht verhindert wird.

Auf die aktualisierten Methodik-Leitlinien zu Art. 6 Abs. 3 und 4 der FFH-Richtlinie 92/43/EWG
(2021/C 437/01) der EU-Kommission zur Prifung von Planen und Projekten in Bezug auf
Natura-2000-Gebiete vom 28.09.2021 wird hingewiesen.

Ebenfalls ist darzulegen, inwieweit die einzelnen Wirkungen des geplanten Vorhabens selbst
in Zusammenschau kumulative Auswirkungen auf die zu betrachtenden Schutzgebiete haben
kénnen.

Methoden zur Auswahl und Bewertung charakteristischer Arten kdénnen dem Leitfaden
.Charakteristische Arten in der FFH-VP* von WULFERT et al. (2016) enthommen werden. Es
wird empfohlen, die Auswahl der charakteristischen Arten mit den zustandigen
Naturschutzbehérden und -verwaltungen, Biologischen Stationen sowie den flr die Biotop-
und Horstbetreuung zustandigen Stellen auch der betroffenen angrenzenden Bundeslander
abzustimmen.

Sofern im Rahmen der Erheblichkeitsbewertung MalRnahmen zur Schadensbegrenzung bzw.
Vermeidung herangezogen werden mussen, ist deren Wirksamkeit konkret und ggf.
artspezifisch darzulegen. Erganzend sind samtliche weitere verfiigbaren Daten
heranzuziehen, die fir die Bewertung der Erheblichkeit von Beeintrachtigungen geeignet sein
koénnten.

Auf Hinweis 5, 6 und 7 aus der Bundesfachplanungsentscheidung wird hingewiesen.
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4.3. Artenschutzrechtliche Prifung

Bzgl. des Umfangs der Kartierungen wird auf Kapitel 4.1.1.1 verwiesen.
Es sind die Vorschriften, Formblatter und Arbeitshilfen des vom Vorhaben betroffenen
Bundeslandes heranzuziehen.
Fir die artenschutzrechtliche Prifung sind u.a. folgende Fachdokumente zu beriicksichtigen:
¢ Rahmenbedingungen fir die Wirksamkeit von Mallhahmen des Artenschutzes bei
Infrastrukturvorhaben (RUNGE et al. 2010 ) und

e Vorschriften und Arbeitshilfen des Bundeslandes

Die Methodenwahl muss die aktuellen wissenschaftlichen Standards einhalten.

Fir eine Bewertung des Eintretens von Verbotstatbestianden sind die Art der Ausflihrung des
Vorhabens, die voraussichtlichen Wirkungen, die Lage der Artvorkommen, notwendige
artspezifische Vermeidungs- oder Minderungsmafnahmen einschliel3lich ggf. erforderlicher
CEF-MalRnahmen anzugeben. Diesbeziiglich sind die Angaben zu den Wirkfaktoren
einschlief3lich der Wirkfaktoren des Riickbaus und der Provisorien beziiglich ihrer Reichweite,
Intensitat, Art, Dauer und ihres Umfangs zu konkretisieren.

Es wird auf die Entscheidung des EuGH vom 02.07.2020 (Rs. C-477/19) verwiesen, dass
,Ruhestatten” i.S.v. Art. 12 Abs. 1 Buchst. d FFH-RL auch solche sind, die nicht mehr von der
in Anhang IV Buchst. a FFH-RL genannten geschutzten Tierart beansprucht werden, sofern
eine hinreichend hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass diese Art an diese Ruhestatten
zuruckkehrt.

Bei der Prufung des Verbotstatbestandes der Stérung, § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, ist die
artspezifische Stérungsempfindlichkeit der relevanten Arten in geeigneter Weise zu
berlcksichtigen. Insofern wird insbesondere auf Gassner et al. (2010) und ersatzweise auf
Garniel et. al. (2010) hingewiesen (vgl. Kapitel 2.3).

Es ist herauszuarbeiten, ob bereits etwaige einjahrige Reproduktionsausfalle, z. B. durch
Brutaufgaben, zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population
fuhren werden.

Sind Malinahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote erforderlich, so sind diese
artbezogen darzustellen. Dies gilt in gleicher Weise fir vorgezogene Ausgleichsmallinahmen
(CEF-Malnahmen). Die erwartete artspezifische Wirksamkeit der notwendigen Malinahmen
ist anhand von Quellen aus der Fachliteratur, wie z.B. RUNGE et al. (2010) und LIESENJOHANN
et al (2019), nachvollziehbar darzulegen. Die Malnahmen sind hinsichtlich ihrer
Umsetzbarkeit — auch unter Bericksichtigung des ggf. erforderlichen zeitlichen Vorlaufs z.B.
mehrerer Jahre flr die Umsetzung der Mallnahmen — zu Uberprifen und zu dokumentieren.
Hieran anknupfend ist die konkrete raumliche Konstellation unter Einbeziehung ggf.

vorhandener Vorbelastungen zu bertcksichtigen. Dariiber hinaus ist — insbesondere im Fall
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der Einbeziehung von Bauzeitenregelungen — zu Uberprifen und zu dokumentieren, ob die
herangezogenen MalRnhahmen auch in der Zusammenschau mit den anderen fir dieselbe
oder andere Arten sowie ggf. fir andere betroffene Bereiche einbezogene Mallnahmen
tragfahig sind. Es ist zudem darzulegen, dass eine mdgliche Aneinanderreihung von
Bauverbotszeiten flr verschiedene Arten oder aufgrund anderer Belange nicht zu einem
faktisch durchgangigen Bauverbot flhren kann. Sollte sich Letzteres nicht ausschlieRen
lassen, so ist darzulegen, ob und wie einer derartigen Situation ggf. in einer Weise Rechnung
getragen werden kann, dass das Vorhaben gleichwohl realisierungsfahig bleibt. Die
Reihenfolge oder parallele Durchfihrung der MalRnahmen soll flichenbezogen dargestellt
werden. Weiterhin soll die Darstellung Aufschluss Uber die (Gesamt-)Dauer der jeweiligen
Maflinahme geben, auch im Verhaltnis zur Gesamtbauzeit des Vorhabens.

Zur Nachvollziehbarkeit der Prifung ist das Formblatt: Formblatt zur speziellen
artenschutzrechtlichen Prifung von Arten des Anhangs IV der FFH-RL und von Europaischen
Vogelarten nach §§ 44 und 45 BNatSchG (saP) (MLR, 2012) zu verwenden und folgende
Punkte sind insbesondere zu beachten und ggf. zu erganzen:

e Abschichtungskriterien (bspw. Art ausgestorben; Verbreitungsgebiet /
Habitatpotenzial im und auf3erhalb des Untersuchungsraumes bzw. Wirkraums auf der
Grundlage einer Habitatpotenzialanalyse; Empfindlichkeit gegenliber den
Auswirkungen),

e Status zu Brutvorkommen bzw. jahreszeitlichem Vorkommen; Neststandort;

Fluchtdistanz

Klarstellend ist ein Abweichen von der Art-fir-Art-Betrachtung lediglich bei ubiquitarem
Vorkommen oder einer (z.B. durch entsprechende Bewertung durch Fachkonventionen)
nachgewiesenen unerheblichen Konfliktintensitat hinsichtlich des jeweils zu betrachtenden
Wirkfaktors auf alle in einer Gilde zusammengefassten Arten mdglich.

Die Voraussetzungen flr eine Abschichtung hinsichtlich der Betroffenheit durch Wirkfaktoren
sind eindeutig zu bestimmen bzw. valide abzuschatzen und nachvollziehbar darzulegen. Der
Bezug zu den jeweiligen Arten und raumlichen Besonderheiten sind zu beriicksichtigen.
Sollte sich das Eintreten von Verbotstatbestanden nicht vermeiden lassen, ist die
Bundesnetzagentur unverziglich darlber zu unterrichten, um das weitere Vorgehen
hinsichtlich der Ausnahmeprifung i. S. v. § 45 Abs. 7 BNatSchG abzustimmen.

Auf die Hinweise 2-4 aus der Bundesfachplanungsentscheidung wird hingewiesen.

Seite | 28



Bundesnetzagentur Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

4.4. Landschaftspflegerischer Begleitplan

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im landschaftspflegerischen Begleitplan ist nach dem
Vorschlag der Vorhabentragerin vorzunehmen (vgl. Antrag gemafl § 19 NABEG Kapitel 7
i.V.m. Anlage lll Kapitel 6). Klarstellend zum Vorschlag der Vorhabentragerin ist
nachvollziehbar aufzuschlisseln, inwiefern notwendige Zusatzmerkmale fir die Anwendung
des Ubersetzungsschliissels der Bundeskompensationsverordnung (BKompV) nur
vorsorglich erfasst worden sind, oder ob diese Zusatzmerkmale gleichermallen in die
Bewertung von Biotopen und MaRnahmen i.S.d. OKVO eingeflossen sind.

Im Falle von Ersatzzahlungen i.S.d. § 15 Abs. 6 BNatSchG gelten die Regelungen des § 15
Abs.6 NatSchG BW sowie die Regelungen der Ausgleichsabgabenverordnung (AAVO)
entsprechend.

Erganzend wird festgelegt, dass zu den MalRnahmenplanen MalRnahmenblatter nach dem
Mustermalinahmenblatt der Bundesnetzagentur anzufertigen sind (BNetzA 2020b). Die
MaRnahmenblatter sollen so eindeutig, konkret und detailliert wie méglich ausgeflillt werden

und mussen zumindest die folgenden Angaben enthalten:

e eine klare und méglichst flachenscharfe und naturraumbezogene Beschreibung,

e Zielvorgaben fir die Vermeidungs- und KompensationsmafRnahmen,

e eine Darstellung der zu erreichenden Funktionen, z.B. bzgl. Biotop- bzw.
Habitatqualitaten und/oder Ziel- oder Leitarten,

e einen Zeitplan zur Umsetzung und Fertigstellung der (Initial-) MalRnahmen,

e Angaben zu Zeitpunkten und zur Art der Pflegemalinahmen, zu Zielzustanden und
ggf. zu  zeitlich  definierten  Zwischenzielen  der  Entwicklung  der
Kompensationsmalnahmen,

e Zeitpunkte und Methoden der und Zustandigkeit fir Erfolgskontrollen.

Neben den ortlichen Kartierungen und Luftbildern sind aktuell verfugbare Daten des Landes
Baden-Wirttemberg zu verwenden. Vorhandene Flachen von Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen sind zu berticksichtigen.

Erganzend sind im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplanes, auch im Lichte des
§ 19 Abs. 1 BNatSchG, Arten des Anhangs Il der FFH-RL, die nicht im artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag berlcksichtigt werden, Lebensraumtypen des Anhang | der FFH-RL aulRerhalb
von FFH-Gebieten sowie fir die Eingriffsfolgenermittiung relevante gefahrdete Tier- und
Pflanzenarten der Roten Listen des Bundes und der Lander als auch die national besonders
geschuitzten Arten zu betrachten.

Erganzend sind im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplanes, auch im Lichte des
§ 19 Abs. 1 BNatSchG, Arten des Anhangs Il der FFH-RL, die nicht im artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag berticksichtigt werden, Lebensraumtypen des Anhang | der FFH-RL auf3erhalb
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von FFH-Gebieten sowie fir die Eingriffsfolgenermittiung relevante gefahrdete Tier- und
Pflanzenarten der Roten Listen des Bundes und der Lander als auch die national besonders
geschitzten Arten zu betrachten. Im Zusammenhang mit der Ermittlung national besonders
geschutzter Arten ist das Artenhilfsprogramm Baden-Wirttemberg zu bericksichtigen. Die
Hinweise der Stadt Mannheim auf bestehende Kompensationsflachen sowie die Hinweise auf
Vorkommen besonders geschutzter Wildbienen- und Heuschreckenarten im Bereich des UW
Rheinau sind in diesem Zusammenhang zu berucksichtigen. Ergdnzend zum Vorschlag der
Vorhabentragerin sind die mit R als ,extrem selten” gekennzeichneten Arten in den Roten
Listen zu beachten. Diese sind aufgrund ihrer Gefahrdungseinstufung in ihrer funktionalen
Bedeutung fir die Sicherung der Diversitdt bei einem Vorkommen mindestens mit
hervorragend (6) i.S.d. BKompV in die Bestandsbewertung einzustellen. Weiterhin sind Arten
der Vorwarnlisten mindestens mit mittel (3) i.S.d. BKompV zu bewerten.

Erganzend wird darauf hingewiesen, dass im LBP alle wesentlichen Inhalte der zu
erstellenden Umweltfachunterlagen zu bertcksichtigen sind.

Erganzend sind die agrarstrukturellen Belange gem. § 15 Abs. 3 BNatSchG und § 15 Abs.6
NatSchG BW bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flachen
zu bericksichtigen und es ist darzustellen, wie diese berlicksichtigt wurden. Die erforderlichen
Prifungen gemaR § 15 Abs. 3 S. 2 BNatSchG sind im LBP zu dokumentieren.

Bei der Erstellung des Malinahmenkonzeptes sind die Ubergeordneten Programme und Plane
der §§ 10 und 11 des BNatSchG zu berlicksichtigen.

Alle temporaren und dauerhaften Nebenanlagen, Baustralen, Baubedarfsflachen und
Lagerflachen sind in den Plananlagen einzuzeichnen und in die Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung einzubeziehen.

Klarstellend sind die Kompensationsmalinahmen in Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen
sowie Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen auf Okokontoflachen zu differenzieren und mit
weiteren raumbedeutsamen Planungen abzustimmen. Um Nutzungskonflikte frihzeitig zu
vermeiden, sind bei den jeweiligen, ortlich zustéandigen Tragern 6ffentlicher Belange Daten zu
geplanten und realisierten MalRnahmen des Arten- und Gebietsschutzes sowie der
Eingriffsregelung abzufragen und diese bei der Festlegung von KompensationsmaRnahmen
zu berucksichtigen.

Erlauternd ist im Landschaftspflegerischen Begleitplan folgendes darzulegen:

o Es ist ein Bestandsplan vorzulegen, der die derzeitige Nutzung der Flachen vor
Umsetzung des Vorhabens und zu diesem Vorhaben in Bezug stehenden
Maflnahmen darstellt. Weiterhin soll der Bestandsplan Ausfiihrungen zu rechtlichen
Bindungen (bspw. naturschutz-, wasser- und forstrechtlich), zum Bodenzustand
anhand der natlrlichen Bodenfunktionen (§2 Abs. 2 Nr. 1 BBodSchG) und zu

agrarstrukturellen Belangen auf landwirtschaftlichen Nutzflachen (Ertragsmesszahlen
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der Grundsticke, sowie dessen Durchschnitt der Gemarkung, vorhandene
Forderflachen etc.) enthalten.

e Die Unterlagen sollen einen Zeitplan enthalten, der den geplanten
Umsetzungszeitpunkt der MaRnahmen, Dauer bis zur Wirksamkeit dieser und
regelmafige Pflegemalnahmen und Bauzeitenfenster abbildet (vgl. Kapitel 2.3).

¢ Verwendetes Saat- und Pflanzgut muss autochtonen Ursprungs entstammen, und die

geeignete Qualitat ist nachzuweisen.

Sofern ein dauerhafter oder temporarer Eingriff in bestehende Ausgleichs- und/oder
Ersatzmallnahmen unvermeidbar ist, sind diese Kompensationsflichen mit dem
vorgesehenen Zielzustand des jeweiligen Biotops in der Bilanzierung zu bericksichtigen.
Sofern fiir Ausgleichs- und/oder Ersatzmafnahmen auf Okokonten zuriickgegriffen werden
soll, sind auch diese im MaRnahmenplan und in Malinahmenblattern darzustellen.
Falls nach der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erhebliche Beeintrachtigungen des
Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes verbleiben, sind die Grinde fur die
Nichtausgleichbarkeit oder Nichtersetzbarkeit dieser Beeintrachtigungen im Rahmen der
Angaben nach § 17 Abs. 4 BNatSchG darzulegen. Dariber hinaus ist fur diesen Fall
darzulegen, inwieweit der Eingriff in der Abwagung gegenuber den beeintrachtigten Belangen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege vorrangig ist.
Weitere Festlegungen fir den Eingriff in Waldbestande sowie deren Kompensation sind Kap.
4.7 des Untersuchungsrahmens zu entnehmen.
Fir Eingriffe

¢ in nach §§ 30 und 33a BNatschG BW landesrechtlich geschiitzte Biotope,

e in FFH-Lebensraumtypen sowie

e in die nach §§ 23, 26 und 28 bis 30 BNatSchG geschutzten Teile von Natur und

Landschaft i.V.m. den landesrechtlichen Erganzungen einschlieRlich
e der auf Basis von § 29 Abs. 1 Satz 2 BNatSchG nach Landesrecht festgelegten

geschutzten Alleen, einseitigen Baumreihen, Baumen oder Hecken

ist auch in groferen/ zusammengefassten/ multifunktionalen KompensationsmalRnahmen
gebiets- bzw. objektbezogen offen zu legen, auf welchen Flachen die jeweilige Kompensation
erfolgt. Dies dient der Nachvollziehbarkeit eines Ausgleichs in die gesetzlich geschutzten
Biotope gemall § 30 Abs. 3 BNatSchG, der Nachvollziehbarkeit von ggf. notwendigem
funktionalem Ausgleich nach § 15 Abs. 2 BNatSchG bzw. i.S.d. § 7 Abs. 2 BKompV sowie der
Festlegung von Sicherungsmaflnahmen nach § 15 Abs. 4 BNatSchG bzw. i.S.d. § 12 Abs. 2
BKompV.
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Zur Vorbereitung einer fundierten Planfeststellungsentscheidung (vgl. § 17 Abs. 4 BNatSchG)
sollte angestrebt werden, die dingliche bzw. rechtliche Sicherung der vorgesehenen
MaRnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Beeintrachtigungen von Natur und
Landschaft moglichst frih, jedenfalls vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses
vorzuweisen.

Zur Art der Sicherung wird fir den vorzulegenden LBP folgender Hinweis gegeben: Es ist
regelhaft und vorrangig eine dingliche Sicherung der KompensationsmalRnahmen
vorzusehen. Bei Flachen im Eigentum Dritter kann die BNetzA in begrindeten
Ausnahmefallen einen Verzicht auf eine dingliche Sicherung akzeptieren. Hierfur sollte der
Vorhabentrager eine mallnahmenbezogene Begriindung vorlegen, warum dies aus seiner
Sicht fur ausreichend gehalten wird. In den Ausnahmefallen, bei denen auf eine dingliche
Sicherung verzichtet werden soll, muss die nach § 15 Abs. 4 BNatSchG geforderte rechtliche
Sicherung der Kompensationsflachen auf sonstige angemessene Art und Weise erfolgen. Es
muss dabei sichergestellt werden, dass die Gefahren, die etwa ein privatrechtlicher Vertrag
mit sich bringt, bestmdglich vermieden werden. Diese Gefahren liegen beispielsweise in
WeiterverauRerungen und/ oder der Zulassung nicht LBP-konformer Nutzungen und

Verpflichtungen.

4.5. Immissionsschutzrechtliche Betrachtungen

Kapitel V. 10. und 11. der ,Hinweise fir die Planfeststellung — Ubersicht der
Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG" (Stand: April 2018) sind zu
beachten.

Es ist darzulegen, dass die in der 26. BImSchV festgeschriebenen Immissionsgrenzwerte
eingehalten werden. Sowohl die immissionsschutzrechtlichen Gutachten zum Nachweis der
Einhaltung der Anforderungen der 26. BImSchV und der 26. BImSchVVwV als auch die
Gutachten zur Einhaltung der Vorgaben der TA Larm sollen sich hinsichtlich Struktur und
Gliederung an den ,LAl-Handlungsempfehlungen flir EMF- und Schallgutachten zu Hoch- und
Hoéchstspannungstrassen in Bundesfachplanungs-, Raumordnungs- und
Planfeststellungsverfahren sowie Hinweisen zur schalltechnischen Beurteilung bei der
Umstellung von Ubertragungsnetzen auf das Betriebskonzept des witterungsabhangigen
Freileitungsbetriebs (WAFB)* in der Fassung vom 29.03./30.03.2022 orientieren.
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4.5.1.Immissionsschutz — Einhaltung der Richtwerte der TA-Larm
und der AVV Baularm

TA Larm

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG ist unter Beachtung der
Ausfihrungen in  Kapitel 4.1.2 dieses Untersuchungsrahmens flir mafgebliche
Immissionsorte ein schalltechnisches Gutachten nach § 49 Abs. 2b EnWG i.V.m. der TA Larm
beizubringen. Hier ist darzulegen, dass bei maximaler Anlagenauslastung die in § 49 Abs. 2b
EnWG i.V.m. der TA Larm festgeschriebenen Immissionsrichtwerte eingehalten werden.
AVV Baularm

Es ist darzulegen, dass die AVV Baularm eingehalten wird. Bei absehbar larmintensiven
Arbeiten (Sonderbauwerke wie z.B. Rammpfahigriindungen) ist die Einhaltung der
Immissionsrichtwerte nach AVV Baularm durch eine Immissionsprognose zu untersuchen. Die
Darlegung soll die Genehmigungsbehdérde in die Lage versetzen, die
immissionsschutzrechtlichen Belange nach AVV Baularm zu prifen. Im Fall einer
Uberschreitung der Immissionsrichtwerte sind Minderungsoptionen nach Ziff. 4 der AVV
Baularm i.V.m. Anlage 5 zur AVV Baularm zu benennen und zu bewerten. Soweit Provisorien
zum Einsatz kommen, sind Bautatigkeiten fir deren Errichtung und Rlckbau in diese

Betrachtungen einzubeziehen.

4.5.2. Immissionsschutz — Einhaltung der Anforderungen der 26.
BImSchV und der 26. BImSchVVvwV

Klarstellend zum Vorschlag der Vorhabentragerin ist die Einhaltung der Anforderungen der

26. BImSchV auch im Bereich von Provisorien zu prifen.

4.6. Weitere fur den Plan zu erstellende Unterlagen

Insbesondere ist das Kapitel V der ,Hinweise fiir die Planfeststellung — Ubersicht der
Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG* (BNetzA 2018) zu

beachten.

4.6.1. Forstrechtliche Unterlagen

Samtliche im Untersuchungsraum liegenden Flachen mit Wald im Sinne des
Bundeswaldgesetzes (BWaldG) und des Landeswaldgesetzes Baden-Wirttemberg (LWaldG)
sind darzustellen. Ebenfalls ist darzulegen, wieso die Einstufung als Wald vorgenommen bzw.

nicht vorgenommen wurde. Es ist darzulegen, dass erhebliche Beeintrachtigungen des
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Waldes und des forstlichen Standortes soweit moglich vermieden werden. Soweit erhebliche
Beeintrachtigungen nicht vermieden werden kénnen, ist dies zu begriinden. Vorhaben- bzw.
malinahmenbezogene Waldbeanspruchungen sind nach Merkmalen (beispielsweise Gréle,
Alter, Baumarten) und Waldfunktionen der betroffenen Waldflachen sowie der Art der
Inanspruchnahme zu beschreiben. Hierbei sind auch Rodungen zur vorlibergehenden
Nutzungsanderung zu bertcksichtigen. Soweit Waldumwandlungen erforderlich werden, sind
die Voraussetzungen einer Waldumwandlungsgenehmigung bzw. das Nichtvorliegen von
Versagungsgrinden sowie Malnahmen zum Ausgleich nachteiliger Wirkungen darzulegen.
Bei der Waldinanspruchnahme ist zwischen dauerhafter und temporarer Waldumwandlung zu
unterscheiden. Auch bedarf es einer Begrindung, dass es keine Alternative zur
Waldinanspruchnahme gibt.

Wird hierbei Wald i.S.d. Gesetztes tangiert sind die mit der Stellungnahme vom 09.03.2023
eingegangenen Hinweise der Landesforstverwaltung des Regierungsprasidiums Freiburg zu
beachten. Werden Genehmigungen nach §§9 oder 11 LWaldG BW sind die Voraussetzungen

fur diese vorzulegen.

Aulerdem sind bei moéglichen Eingriffen in den Wald zusétzlich die Auswirkungen der
angrenzenden Bestande zu berlicksichtigen. Beispielsweise ist die Stabilitat der Bestande zu
bewerten.

Erganzend sind die forstrechtlichen Belange der naturschutzfachlichen Malnahmen zu
prufen.

Erganzend zu den Aussagen des forstrechtlichen Antrags ist eine Bilanzierung der
betroffenen Flachen durchzufiihren. Hierbei ist zudem eine Differenzierung von temporar und
dauerhaft in Anspruch genommenen Flachen vorzunehmen. Klarstellend sind zudem die
Auswirkungen auf die Walder im Schutzstreifen zu prifen und zu bewerten.
Kartendarstellungen sind mindestens in Bezug auf den Bestand und den Eingriff zu erstellen.
Entsprechende Darstellungen fir Ersatzaufforstungen sind ebenfalls zu erstellen und zu

beschreiben.

4.6.2. Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis

Es ist darzulegen ob, wo und welche Gewasserbenutzungeni. S. d. § 9 Abs. 1 und 2 WHG
vorliegen.

Erganzend gelten als Benutzungen auch solche nach § 9 Abs. 2 WHG. Erganzend sind auch
hierfur die erforderlichen Erlaubnisse zu beantragen.

Die Voraussetzungen fur die Erteilung der jeweiligen Erlaubnis nach § 12 WHG sind

darzulegen. Es ist darzulegen, dass keine Versagungsgrinde fur die Erteilung der
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wasserrechtlichen Erlaubnis (§ 12 WHG) vorliegen. Es ist darzulegen, dass schadliche, auch
durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare
Gewasserveranderungen gemal® §3 Nr. 10 WHG nicht zu erwarten und andere
Anforderungen nach 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erfiillt sind. Hierzu kénnen Daten aus
anderen Unterlagen verwendet werden. Eine schadliche Gewasserveranderung kann trotz
Einhaltens der Bewirtschaftungsziele vorliegen.

Mindestens folgende Angaben sind fiir die erlaubnispflichtigen MalRnahmen beizubringen:

e Orte der Wasserentnahmen, kartographische Darstellung,

e Begrindung der Entnahme und Beschreibung der fir die Entnahme ursachlichen
Maflinahme, inkl. Angaben zu den Fundamenten nach MalRgabe der Hinweise zur
Planfeststellung,

e maximale Entnahmemengen, inkl. Angaben der wichtigsten Ermittlungsgrundlagen
und Ermittlungsverfahren,

e voraussichtlicher Zeitpunkt und Dauer der Entnahme,

e voraussichtliche GroRe des Absenktrichters,

e magliche Verunreinigungsgrade des entnommenen Wassers,

e Vorbehandlungsweisen vor der Wiedereinleitung sowie ggf. Malnahmen, mit denen
negative Auswirkungen auf das Gewasser vermieden oder ausgeglichen werden
kénnen,

o Erforderlichkeit und Umgang der Zwischenlagerung,

e Orte (kartographische Darstellung) und Art der Wassereinleitungen,

o maximale Wiedereinleitungsmengen

e Darstellung, ob durch die Entnahme und Einleitung von Wasser nachteilige
Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind oder es zu
Ausspulungen in die Gewassersohle bzw. einer nachteiligen Veranderung des

Gewassers aufgrund Tribung oder Stoffeintrag kommt.

Das Vorliegen weiterer nach landesrechtlichen Bestimmungen erforderlichen
Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Erlaubnis ist darzulegen. Bei Errichtung, Anderung
oder Beseitigung von Anlagen im Sinne des § 36 Abs. 1 Satz 2 WHG an, in, unter oder tber
oberirdischen Gewassern ist §28 Wassergesetz fur Baden-Wirttemberg zu beachten.

Im Zusammenhang mit den Benutzungen ist ferner nachzuweisen, dass das Einbringen oder
Einleiten von Stoffen in ein oberirdisches Gewasser bzw. in das Grundwasser sowie die
Lagerung von Stoffen nur so erfolgt, dass keine nachteilige Verdnderung der
Wasserbeschaffenheit des jeweiligen Gewassers zu besorgen ist (§§ 32, 48 WHG) und dass

das Lagern, Abflllen und Verwenden von wassergefahrdenden Stoffen so erfolgt, dass eine
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nachteilige Veranderung der Eigenschaften von Gewassern nicht zu besorgen ist (§ 62 WHG
und Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV)).
Sollten aufgrund von Gewasserbenutzungen oder anderer Handlungen im Folgenden nicht
aufgeflihrte Erlaubnisse und wasserrechtliche Genehmigungen erforderlich sein, so sind
diese zu nennen und die hierflr erforderlichen Angaben zu machen. Dasselbe gilt flr
wasserrechtliche Befreiungen und Ausnahmen.

Sollte es zu einem ortsgleichen Mastneubau kommen, ist bei Rickbaumalinahmen von
teerdlhaltigen Schwellenfundamenten die mogliche Verunreinigung mit
grundwassergefahrdeten Stoffen zu beachten.

Die Auswirkungen der Wasserentnahme bzw. Wiedereinleitung sind darzulegen.

4.6.3. Wasserrahmenrichtlinie

Klarstellend sind die im Hinblick auf die Regelungen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL;
§§ 27 und 47 WHG) zu beantwortenden Fragen abzuarbeiten. Dies ist notwendig, sofern
VerstoRe gegen die o. g. Regelungen nicht von vornherein ausgeschlossen werden kénnen.
Ob ein Vorhaben eine Verschlechterung des Zustands eines Oberflachenwasserkérpers oder
eines Grundwasserkorpers bewirken kann, beurteilt sich nach dem allgemeinen
ordnungsrechtlichen MalRstab der hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts
(u.a. BVerwG, Urteil v. 09.02.2017 — 7 A 2.15 ,Elbvertiefung“, BVerwG Urteil v. 11.07.2019 -
9 A 13.18, Rn. 154 und EuGH, Urteil v. 28.05.2020, Rs. C-535/18 ,A 33%). Es muss sich (z. B.
beziglich baubedingter Wirkpfade) um eine mindestens nachhaltige Auswirkung auf
bewertungsrelevante Qualitdtskomponenten gem. Anhang V WRRL handeln — jeweils
bezogen auf die Qualitatskomponente und nicht auf den Wirkfaktor.

Eine Verschlechterung muss daher nicht ausgeschlossen, aber auch nicht sicher zu erwarten
sein. Es wird empfohlen, das Ergebnis der Prifung mit der fiir die Durchfiihrung der WRRL
zustandigen Behdérde vorabzustimmen.

Wirkfaktoren und —pfade, die erst in der Ausflhrungsplanung konkretisiert werden kdnnen,
sind hierbei im Sinne einer Worst-case-Abschatzung in die gestufte Betrachtung einzustellen.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass, falls flir Aussagen zur Einhaltung des
Verbesserungsgebotes und Verschlechterungsverbotes erforderliche Daten reprasentativer
Messstellen nicht vorliegen, diese nach Ricksprache auch mit der jeweils zustandigen
Landeswasserbehdrde zu erheben sind.

Erganzend wird festgelegt, dass neben dem Verbesserungsgebot und dem
Verschlechterungsverbot auch das Erhaltungsgebot (§ 27 Abs. 1 Nr. 2, 1. Alt. und § 47 Abs.
1 Nr. 3 Alt 1 WHG) sowie die nur die Grundwasserkorper betreffende Prevent-and-Limit-Regel
(§ 13 der Verordnung zum Schutz des Grundwassers (GrwV), § 48 Abs.1 S. 1 WHG) und das
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Trendumkehrgebot (§47 Abs. 1 Nr. 2 WHG) zu beachten sind. Hinsichtlich des
Verbesserungsgebotes ist u. a. darzustellen, dass das Vorhaben geplanten Malnahmen von
Malnahmenprogrammen und  Bewirtschaftungsplanen zur  Verbesserung nicht
entgegensteht. Soweit das Vorhaben entgegensteht, ist vertieft zu prifen, ob dann die
Erreichung eines guten Zustandes gefahrdet ware. Die Aussagen zum Verbesserungsgebot
mussen erganzend auch positiv wirkende natirliche Prozesse mit einbeziehen. Diese durfen
durch das Vorhaben nicht verhindert werden. Soweit bei der Ermittlung mdgliche
Vermeidungs- und Minimierungsmal3nahmen (Vorkehrungen) in die Betrachtungen
einbezogen werden, ist dies jeweils darzustellen.

Es wird angeregt, dass sich die Vorhabentragerin mit den zustandigen Wasserbehorden
hinsichtlich der zu betrachtenden Gewasser bzw. zu betrachtenden Oberflachen- und
Grundwasserkdrper abstimmt. In diesem Zusammenhang sind aktuelle Monitoringdaten,
Schutzgebietsverordnungen und Bewirtschaftungsplane abzufragen. Das Datenalter der von
Messstellen bezogenen Informationen muss zum Zeitpunkt der Genehmigung hinreichend
aktuell sein und sollten nicht alter als 6 Jahre sein. Daten, die insofern als veraltet anzusehen
sind, mussen auf ihre Plausibilitat Gberprift werden. Es ist in geeigneter Weise darzulegen,
warum die Daten trotz eines langeren zeitlichen Abstands zwischen Erhebung und
Genehmigung noch fiir ausreichend aktuell gehalten werden. Sollten sich Anhaltspunkte fr
eine Veranderung der Standortbedingungen im Vergleich zum Zeitpunkt der Durchflihrung der
Datenerhebung ergeben, so sind die Daten zu aktualisieren.

Zur Bewertung der lokalen Grundwasserverhaltnisse ist an geplanten Maststandorten
erganzend auf Daten der Grundwassermessstellen bei der zustandigen Landesbehdrde bzw.

dessen frei zuganglichen Internet-Portalen zuriickzugreifen.

4.6.4. Weitere wasserrechtliche Unterlagen sowie Genehmigungen,

Befreiungen, etc.

Es ist zu prifen und darzulegen, ob fir den Fall der Errichtung von Anlagen in, an, tber und
unter oberirdischen Gewassern die Voraussetzungen des § 36 WHG sowie der jeweiligen
landesrechtlichen Vorschriften vorliegen. Ebenfalls ist zu prifen und darzulegen, ob es einer
Befreiung gemaf § 38 Abs. 5 WHG i. V. m. den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften oder
einer Ausnahme gemafR § 61 Abs. 3 BNatSchG bedarf. Bei notwendigen Befreiungen von
Verboten in der Zone | und Il der WSG-VO ist zu prifen und darzulegen, dass keine
Alternativen aullerhalb der Zonen | und Il moglich sind. Insbesondere wird darauf
hingewiesen, dass Anlagen in, an, Gber und unter oberirdischen Gewassern so zu errichten,

zu betreiben, zu unterhalten wund stillzulegen sind, dass keine schadlichen
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Gewasserveranderungen zu erwarten sind und die Gewasserunterhaltung nicht mehr
erschwert wird, als nach den Umstanden unvermeidbar ist.

Ist eine Inanspruchnahme von Uberschwemmungs- bzw. Hochwasserrisikogebieten nur
nachteilig vermeidbar, sind die hierfir erforderlichen Nachweise gem. § 78 Abs. 5 und § 78a
Abs. 1 und 2 sowie § 78 b Abs. 1 Nr. 2 WHG insbesondere ber den freien Hochwasserabfluss
und fehlenden Einfluss auf den Hochwasserrtickhalt vorzulegen. In diesem Zusammenhang
wird auf die aktuelle Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) verwiesen,
u. a. Urtel vom 26.06.2019 - BVerwG 4 A 5.18. Erganzend sind die
Uberschwemmungsgebiete der Hochwassergefahrenkarten des Landes Baden-Wiirttemberg
zu beachten sowie die Betroffenheit bzw. Nichtbetroffenheit von festgesetzten
Uberschwemmungsgebieten und die einzuhaltenden Gewésserrandstreifen kartografisch
darzustellen. Auch die Betroffenheit Gewasser Il. Ordnung sowie diverser Gewasser lll.

Ordnung mit ihren Uberschwemmungsgebieten ist zu priifen.

4.6.5. Bauwerksverzeichnis

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen gemafR § 21 NABEG ist ein Bauwerksverzeichnis,
vorzugsweise in Tabellenform, anzulegen (vgl. Kapitel 3).

Dieses Bauwerksverzeichnis ist fortlaufend zu nummerieren und hat mindestens die
folgenden Angaben zu enthalten:

e Bezeichnung / Art des Bauwerks (z.B. Hochspannungsfreileitung, Schutzgertst,
Verlegung befestigter Weg)

e Name des Bauwerks (Provisorien / Schutzgeriiste mit Verweis auf konkrete
Mastnummern in Bau und Riickbau, Bezeichnung HGU Leitung in Bau und Riickbau
usw.)

o Darstellung des a) bisherigen und b) zukinftigen Eigentiimers bzw. Betreibers. Auf die
allgemeinen Anforderungen an die Schwarzung entsprechender Daten in Kapitel 2
dieses Untersuchungsrahmens wird verwiesen.

¢ Die Unterlagennummer des beziehungsweise der betreffenden Lageplane. Bei Bedarf
kdénnen auch weitere Plane mit den Darstellungen des betreffenden Bauwerks genannt
werden, z.B. der Fachplane, Kreuzungsplane.

e Beschreibung der baulichen MalRnahme an den Anlagen, die Gegenstand des
Vorhabens sind. Hierbei ist insbesondere die Konstruktionsart (bspw. Neubau,

Nutzung Bestandsleitung, Riickbau) anzugeben
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4.7. Angaben zu sonstigen offentlichen und privaten Belangen
Angaben zu Kreuzungen

Kapitel V. 7. der ,Hinweise firr die Planfeststellung — Ubersicht der Bundesnetzagentur zu den
Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG" (BNetzA 2018) ist zu beachten.

Lage- und Rechtserwerbsplidne

Kapitel V. 6 und V. 8. der ,Hinweise fir die Planfeststellung — Ubersicht der
Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG" (BNetzA 2018) sind zu
beachten.

Die Rechtserwerbsplane sind den Unterlagen nach §21 NABEG als gesonderte
Planunterlage beizufligen. Die Darstellungen der Rechtserwerbsplane kénnen mit den
Darstellungen zu Kreuzungen und Zuwegungen in einem gemeinsamen Plan bzw. einer

Anlage zusammengefasst werden.

Rechtserwerbsverzeichnis

Ein Rechtserwerbsverzeichnis ist den Unterlagen nach § 21 NABEG als gesonderte
Planunterlage beizufigen. Im Rechtserwerbsverzeichnis ist jede vorhabenbedingte
Flacheninanspruchnahme aufzunehmen, so auch diejenigen fir landschaftspflegerische und
sonstige naturschutzfachliche MaRnahmen. Das Verzeichnis ist in anonymisierter und
personalisierter Fassung einzureichen. In Erganzung zu den genannten Angaben sollen die
FlachengréRRe und die Art der Inanspruchnahme kenntlich gemacht werden.

Neben den betroffenen Flurstiicken, den Zuwegungen und Arbeitsflachen sind auch Flachen
fur moégliche Provisorien sowie die Leitungsachse und der Schutzstreifen darzustellen. Ein
Malfstab von 1:2.000 wird fir die Darstellung empfohlen. Sollte die Flacheninanspruchnahme
fur landschaftspflegerische Malinahmen in keinem anderen Plan dargestellt werden, so ist sie
in die Rechtserwerbsplane zu integrieren.

Die Kap. V. 8. und 9. der ,Hinweise fiir die Planfeststellung — Ubersicht der
Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG" (BNetzA 2018) sind zu

beachten.

Priifung der raumordnerischen Belange

Die Belange der Raumordnung sind nach Mal3gabe der nachstehenden Festlegungen in den
Unterlagen nach § 21 NABEG darzulegen. Es ist ausreichend, bezugnehmend auf die
Bundesfachplanungsentscheidung darzulegen,

e dass die innerhalb des in der Bundesfachplanung bestimmten Trassenkorridors

verlaufende Trasse der Stromleitung Bereiche nicht quert, fir die keine
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Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung besteht oder hergestellt
werden kann,

dass die MalRgaben der Bundesfachplanungsentscheidung, die sicherstellen sollen,
dass eine Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung hergestellt wird,
beachtet werden und

dass die in der Bundesfachplanung vorgesehenen Malinahmen, die sicherstellen
sollen, dass eine Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung
hergestellt wird, beachtet werden, wobei ggf. erforderliche Konkretisierungen

darzulegen sind.

Nur soweit die Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung auf Ebene der

Bundesfachplanung nicht bzw. nicht abschliefend beurteilt werden konnte, ist eine

Uberpriifung erforderlich. Es ist darzulegen,

ob mit der vorangeschrittenen Planung raumbedeutsame Auswirkungen einhergehen,
die in der Bundesfachplanung nicht beurteilt wurden, und dass auch diesbeziglich
eine Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung besteht oder
hergestellt werden kann,

dass eine Ubereinstimmung auch mit den Erfordernissen der Raumordnung besteht
oder hergestellt werden kann, die an einen bestimmten Konkretisierungs- und
Detaillierungsgrad der Planung anknlpfen,

ob der Bundesfachplanungsentscheidung nachfolgende, in Aufstellung oder in Kraft
befindliche Raumordnungsplane vorliegen und dass mit den darin enthaltenen, zu
beachtenden oder zu bericksichtigenden Erfordernissen der Raumordnung eine
Ubereinstimmung besteht oder hergestellt werden kann bzw. wie etwaige
raumordnerische Konflikte — etwa mittels eines Widerspruchs nach §18 Abs. 4 S. 2-5
NABEG - bewaltigt werden kénnen,

ob ein bisher nicht bzw. nicht abschlieRend beurteiltes Ergebnis eines férmlichen
landesplanerischen  Verfahrens  vorliegt und dass diesbeziglich eine

Ubereinstimmung besteht oder hergestellt werden kann.

Stadtebauliche Belange/kommunale Bauleitplanung

Zu den stadtebaulichen Belangen gehdren klarstellend insbesondere folgende Bereiche (BT-
Drs. 19/7375 v. 28.01.2019, S. 78):

§§ 34, 35 BauGB (Innen-/Auf3enbereich)

Sonstige Satzungen nach BauGB
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e Sonstige stadtebauliche Planungen
o Werden durch das Vorhaben wesentliche Teile des Gemeindegebietes einer
durchsetzbaren gemeindlichen Planung entzogen?

o Werden durch das Vorhaben kommunale Einrichtungen erheblich beeintrachtigt?

Rohstoffgewinnung

Soweit im Bereich von Rohstoffgewinnungen Anderungen an der Leitung geplant sind, ist die
Abstimmung mit den Abgrabungsunternehmen zu suchen, um Stérungen des Betriebs zu

vermeiden.

Ver- und Entsorgungssysteme

Ubertragungs- und Verteilnetz Elektrizitét

Bei Leitungskreuzungen sind die jeweiligen Schutzstreifen der Leitungen zu beachten und die
Kreuzungsabstande gemal den geltenden DIN/VDE-Bestimmungen zu wahren. Hinsichtlich
moglicher  Beeinflussung anderer  Leitungen durch  tempordre  Bauarbeiten,
SchutzmalRnahmen oder Abschaltungen etc. wird eine Abstimmung mit den zustandigen

Betreibern empfohlen.

Fernleitungs- und Verteilnetz Gas, weitere Leitungsinfrastruktur

Rohrfernleitungen, Gasleitungen und weitere vergleichbare
Leitungsinfrastruktureinrichtungen sind inklusive der Schutzstreifen bei der weiteren Planung
zu berticksichtigen. Bei Leitungskreuzungen sind die jeweiligen Schutzstreifen der Leitungen
zu beachten und die Kreuzungsabstande gemal den geltenden Bestimmungen zu wahren.
Die Abstimmung mit den Leitungsbetreibern ist zu suchen.

Mit den jeweiligen Betreibern ist insbesondere abzustimmen, ob eine
Hochspannungsbeeinflussung von Rohrleitungsinfrastruktureinrichtungen durch das
Vorhaben zu erwarten ist und ggf. mit welchen konkret umzusetzenden Schutzmaflinahmen
diese vermieden werden kann. Die Ergebnisse sind in den Unterlagen zu dokumentieren. Sind
Malnahmen an der Rohrleitungsinfrastruktureinrichtung des Dritten erforderlich, ist zu prifen
und darzulegen, ob diese als FolgemalRnahmen i. S. d. § 75 Abs. 1 VwWVfG einzustufen sind
und welche konzentrierten fachrechtlichen Genehmigungen ggf. erforderlich sind.

Dabei ist insbesondere zu prifen, ob eine unzulassige Beeinflussung des kathodischen
Korrosionsschutzes vorliegt und ob die Berthrungsschutzkriterien zum Schutz des an der
Rohrleitung tatigen Personals eingehalten werden. Die einschlagigen technischen
Regelwerke und Richtlinien (DIN-Normen, DVGW-Arbeitsblatter und -Merkblatter, AfK-
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Empfehlungen,  VDI-Richtlinien, = VDE-Bestimmungen, = Technische  Regeln fir
Rohrfernleitungsanlagen (TRFL) usw.) sind zu beachten.
Mégliche Bauarbeiten an Mastfundamenten im Bereich von Kanalisationsanlagen bedurfen

der Abstimmung mit dem jeweiligen Kanalisationsnetzbetreiber.

Richtfunkverbindungen und andere Telekommunikationsinfrastruktur

Die an der geplanten Leitung verlaufenden Richtfunkstrecken sind bei der weiteren Planung
zu berlcksichtigen und in das Kreuzungsverzeichnis aufzunehmen. Sollte es zu einer
Beeinflussung der Telekommunikationslinien kommen, so sind SchutzmalRnahmen
vorzusehen. Telekommunikationstrassen sind bei temporaren Arbeiten zu sichern. Eine
Abstimmung mit den Betreibern der im Trassenkorridor verlaufenden Richtfunkstrecken und

Telekommunikationslinien ist zu suchen, um Stérungen des Betriebs zu vermeiden.

Verkehrsinfrastruktur

Das Vorhaben ist so zu planen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie die
Leistungsfahigkeit der betroffenen Verkehrsinfrastruktureinrichtungen nicht beeintrachtigt
werden. In den Unterlagen gemall §21 NABEG ist der Ausschluss derartiger

Beeintrachtigungen begriindet darzulegen.

Stralen

Klarstellend zum Antrag ist darzulegen, inwieweit ein Anbauverbot bzw. ein
Zustimmungserfordernis nach § 9 FStrG, § 22 StralRengesetz Baden-Wirttemberg (StrG)
sowie § 23 Hessisches Strallengesetz (HStrG) besteht und inwieweit die Voraussetzungen
fur eine Zustimmung des StraRenbaulasttragers vorliegen.

Sollten im Zuge der Verwirklichung des Vorhabens Anderungen am klassifizierten
Straflennetz bzw. an bestehenden Kreuzungs- oder Gestattungsvertragen erforderlich
werden, so sind auf Basis detaillierter Planungen frihzeitig Abstimmungen mit den
StraRenbaulasttragern durchzuflihren. Das Vorhaben ist so zu planen, dass betroffene
Straf3en in ihrer Funktion nicht beeintrachtigt werden.

Auf die Allgemeinen Technischen Bestimmungen fir die Benutzung von Stralen durch

Leitungen und Telekommunikationslinien (ATB-BeStra) wird hingewiesen.

Schienennetz:
Soweit Einrichtungen der Schieneninfrastruktur durch das Vorhaben betroffen sind, sind mit
den betroffenen Infrastrukturbetreibern rechtzeitig Kreuzungsvertrage abzuschliel3en.

Gegebenenfalls ist eine eisenbahntechnische Genehmigung einzuholen.
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Forstwirtschaft

Klarstellend zum Antrag sind Eingriffe in Waldbestande zu vermeiden oder moglichst so zu

gestalten, dass eine forstliche Nutzung weiterhin méglich ist. Temporare Arbeitsflachen sind
so zu gestalten, dass sie mdglichst auerhalb der Waldflachen liegen. Die Absprache mit den
zustandigen Behorden und Besitzern der Waldstiicke ist zu suchen. Die Bundesnetzagentur

ist Uber entsprechende Absprachen / Vereinbarungen in Kenntnis zu setzen.

Landwirtschaft

Hinsichtlich des sparsamen Umgangs mit landwirtschaftlich genutzten Flachen wird auf den

Antrag der Vorhabentragerin verwiesen (vgl. Antrag gemaf § 19 NABEG Kap.11.4).
Erganzend zu dem Vorschlag der Vorhabentragerin ist darzulegen, welche Mindest-
Bodenabstdande von den Leiterseilen bei landwirtschaftlich genutzten Flachen im
Schutzstreifen eingehalten werden, so dass die landwirtschaftliche Nutzung sowie der sichere
Betrieb landwirtschaftlicher Maschinen ohne wesentliche Einschréankung gewahrleistet ist.
Auch ist darzulegen, welche Mindestabstdande von den Leiterseilen bei Zuwegungen zu
landwirtschaftlich genutzten Flachen eingehalten werden, so dass die Nutzung der
Zuwegungen durch landwirtschaftliche Maschinen ohne wesentliche Einschrankung
gewahrleistet ist. Klarstellend zum Antrag ist auch im Rahmen der Maststandortwahl zu
prifen, inwieweit die Masten in die Nahe von Wirtschaftswegen verlegt werden kénnen, um
mittels kurzerer Zufahrten die Nutzungseinschrankungen bei der Bewirtschaftung
landwirtschaftlicher Flachen zu minimieren. Auch ist darzustellen, inwieweit bestehende
Masten zurlckgebaut und die zuvor in Anspruch genommenen Flachen einer
landwirtschaftlichen Nutzung verfliigbar gemacht werden.

Des Weiteren ist im Planfeststellungsverfahren eine Bilanzierung der Inanspruchnahme
landwirtschaftlicher Flachen — unterschieden nach temporarer und dauerhafter
Flacheninanspruchnahme — darzustellen.

Bei der Auswahl von Kompensationsmallnahmen auf landwirtschaftlichen Flachen sind
agrarstrukturelle Belange zu bericksichtigen (vgl. Kap. 4.4 Landschaftspflegerischer Begleit-
plan). Sofern mégliche Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen landwirtschaftliche Nutzflachen
betreffen, sind diese auch mit den betroffenen Agrarunternehmen und den zusténdigen
Landwirtschaftsamtern friihzeitig abzustimmen, um geeignete MaRnahmen und Standorte

festlegen zu kénnen.

Verteidigung, Militdrische Einrichtungen

Die Belange der Verteidigung und des Militars sind im Rahmen der weiteren

Realisierungsplanung zu bertcksichtigen.
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Luftverkehr
Die Belange der zivilen Luftfahrt sind im Rahmen der weiteren Realisierungsplanung zu

bertcksichtigen.

Uberschwemmungsgebiete

In Uberschwemmungsgebieten errichtete Anfahrtswege, Lagerflachen, etc. sind nach
Abschluss der in diesen Bereichen beantragten BaumafRnahmen umgehend zurtickzubauen.
Die urspringlichen Bodenverhéltnisse sind wiederherzustellen. Dasselbe gilt auch flr
Flurschaden, die durch die beantragten Malnahmen in den Uberschwemmungsgebieten

verursacht wurden.

Abfallwirtschaft

Altablagerungen sind in den Unterlagen darzustellen. Die Auswirkungen des Vorhabens auf

Altablagerungen im Einwirkungsbereich des Vorhabens sind zu ermitteln und zu bewerten.
Beeintrachtigungen der Altablagerungen sind zu vermeiden.
Die voraussichtlich anfallenden Abfalle (insbesondere Aushub- und Abbruchmaterial) und der

vorgesehene Umgang (Beprobung, Verwertung bzw. Entsorgung) sind anzugeben.

Offentliche Sicherheit

Der Umgang mit Kampfmitteln und die Ermittlung entsprechender Verdachtsflachen ist

darzulegen. Soweit einschlagige Kampfmittelverdachtsflachen, auf denen BaumalRnahmen
geplant sind, ermittelt und entsprechende Untersuchungen veranlasst worden sind, sind deren

Ergebnisse ebenfalls in den Unterlagen darzustellen.

Denkmalschutz

Erganzend zu den Ausfuhrungen im Antrag gemaly § 19 NABEG sind — soweit erforderlich
(vgl. hierzu die Ergebnisse der Umweltvertraglichkeitsprifung nach MalRgabe der
Festlegungen in Kapitel 4.1.9) - jeweils zu den Vorschriften:

e §15Abs. 1 Nr. 2 DSchG Baden-Wirttemberg

e § 15 Abs. 3 DSchG Baden-Wirttemberg

e § 19 Abs. 2 DSchG Baden-Wrttemberg

o § 22 Abs. 2 DSchG Baden-Wrttemberg

e § 8 Abs. 1Nr. 1 DSchG Baden-Wirttemberg

o § 8 Abs. 1 Nr. 2 DSchG Baden-Wirttemberg
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die im DSchG Baden-Wirttemberg jeweils benannten Voraussetzungen flr die o.g.
Genehmigungen nachvollziehbar darzulegen. Zudem sollen folgende Informationen enthalten
sein:
« Ubersichts- und Liegenschaftsplan mit eingetragenem und vermassten Projekt sowie
malfdgeblichen Kulturdenkmalern oder Grabungsschutzgebieten oder Gesamtanlagen,
o detaillierte Malnahmenbeschreibung inkl. Grundriss und Erlauterungen zur Art, Dauer
und Ursache moglicher Beeintrachtigungen oder  Gefahrdungen  der
genehmigungspflichtigen Malnahme,
¢ je nach Beeintrachtigungspotenzial ggf. Ansichten und Fotomontagen sowie aktuelle
Fotos des Leitungsbestandes und ggf. der Umgebung,
e Angaben zum geschiltzten Objekt und Umgebung inkl. Schutzzweck bzw. Art und
Reichweite der Denkmalwirkung, Charakter der Umgebung sowie

e Angaben zu Vorbelastungen im Umfeld mittels Fotodokumentation.

Die Hinweise des Regierungsprasidium Stuttgart aus der Stellungname zur
Bundesfachplanung vom 14.01.2022 sind bei der Erstellung der Unterlagen gem. § 21 NABEG

zu beachten. 1

Weitere Belange

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit weiterer
offentlicher und privater Belange abzeichnen, so sind diese zu untersuchen, zu

dokumentieren und im Rahmen der weiteren Realisierungsplanung zu bericksichtigen.

Seite | 45



Bundesnetzagentur

Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

5. Schriftquellenverzeichnis

5.1. Literatur

Albrecht et al., 2014

Bernotat & Dierschke, 2021a

Bernotat & Dierschke, 2021b

Bernotat & Dierschke 2021c

BfN 2023

Albrecht, K., Hor, T., Henning, F., Topfer-Hofmann, G. &
Grinfelder, C., 2014: Leistungsbeschreibungen flr
faunistische Untersuchungen im Zusammenhang mit
landschaftsplanerischen Fachbeitragen und
Artenschutzbeitrag. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben
FE 02.332/2011/LRB im Auftrag des Bundesministeriums fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Schlussbericht 2014, 306
S., Bremen: Fachverlag NW.

Bernotat, D. & Dierschke V., 2021: Ubergeordnete Kriterien
zur Bewertung der Mortalitat wildlebender Tiere im Rahmen
von Projekten und Eingriffen — Teil I: Rechtliche und
methodische Grundlagen, 4. Fassung, Stand 31.08.2021, 193
S.

Bernotat, D. & Dierschke V., 2021: Ubergeordnete Kriterien
zur Bewertung der Mortalitat wildlebender Tiere im Rahmen
von Projekten und Eingriffen — Teil 11.6: Arbeitshilfe zur
Bewertung stérungsbedingter Brutausfalle bei Végeln am
Beispiel baubedingter Stérwirkungen, 4. Fassung, Stand
31.08.2021, 31 S.

Bernotat, D. & Dierschke V., 2021: Ubergeordnete Kriterien
zur Bewertung der Mortalitat wildlebender Tiere im Rahmen
von Projekten und Eingriffen — Teil 1l.1: Arbeitshilfe zur
Bewertung der Kollisionsgefahrdung von Végeln an
Freileitungen, 4. Fassung, Stand 31.08.2021, 94 S.

Bundesamt fur Naturschutz (BfN), (2022): FFH-VP-Info:
Fachinformationssystem zur FFH-Vertraglichkeitsprifung,
aufgerufen am 18.04.2023, https://ffh-vp-
info.de/FFHVP/Page.jsp

Seite | 46



Bundesnetzagentur

BNetzA, 2018

BNetzA, 2020

BNetzA, 2020a

BNetzA, 2020b

Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen (BNetzA), 2018: Hinweis fir die
Planfeststellung. Ubersicht der Bundesnetzagentur zu den
Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG. Stand: April 2018,
aufgerufen am 23.03.2022,
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Meth

odik/Eingriffsregelung/Hinweise Planfeststellung 2018.pdf?

blob=publicationFile.

Bundesnetzagentur flir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen (BNetzA), 2020c: Hinweise der
Bundesnetzagentur zur naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung. LBP-MalRnahmenblatt. Stand: September
2020, aufgerufen am 23.03.2022,
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Meth
odik/Eingriffsregelung/LBP-

Massnahmenblatt.pdf? _blob=publicationFile

Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen (BNetzA), 2020a: Bodenschutz beim
Stromnetzausbau, Rahmenpapier. Stand: April 2020,
aufgerufen am 23.03.2022,
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/2020
[Bodenpapier.pdf? _blob=publicationFile.

Bundesnetzagentur flr Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen (BNetzA), 2020b: Hinweise der
Bundesnetzagentur zur naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung. Musterlegendenkatalog far
Landschaftspflegerische Begleitplane. Empfehlung zur
beschleunigten  Prifung der Planunterlagen. Stand:
September 2020, aufgerufen am 23.03.2022,
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Meth
odik/Eingriffsregelung/LBP-

Musterlegendenkatalog.pdf? blob=publicationFile.

Seite | 47


https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/Hinweise_Planfeststellung_2018.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/Hinweise_Planfeststellung_2018.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/Hinweise_Planfeststellung_2018.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/LBP-Massnahmenblatt.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/LBP-Massnahmenblatt.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/LBP-Massnahmenblatt.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/2020/Bodenpapier.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/2020/Bodenpapier.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/LBP-Musterlegendenkatalog.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/LBP-Musterlegendenkatalog.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Methodik/Eingriffsregelung/LBP-Musterlegendenkatalog.pdf?__blob=publicationFile

Bundesnetzagentur

EuGH

Gassner et al., 2010

Garniel et al., 2010

Liesenjohann et al (2019)

MLR, 2012

Runge et al., 2010

Sidbeck et al., 2005

Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Gerichtshof der Europaischen Union (EuGH), Urteil vom
02.07.2020 — Rs. C-477/19 — ECLI:EU:C:2020:517.

Gassner, E., Winkelbrandt, A. & Bernotat, D., 2010: UVP und
strategische Umweltpriifung - Rechtliche und fachliche
Anleitung fur die Umweltprifung., 5. Auflage, C. F. Miuller
Verlag Heidelberg, 480 S.

Garniel, A.; Mierwald, U. (2010): Arbeitshilfe Végel und
Strallenverkehr. Schlussbericht zum Forschungsprojekt FE
02.286/2007/LRB der Bundesanstalt fur Strallenwesen:
»Entwicklung eines Handlungsleitfadens fir Vermeidung und

Kompensation verkehrsbedingter Wirkungen auf die Avifauna.

Liesenjohann, M., Blew, J., Fronczek, S., Reichenbach, M. &
Bernotat, D. (2019); Artspezifische Wirksamkeiten von
Vogelschutzmarkern  an Freileitungen. Methodische
Grundlagen zur Einstufung der Minderungswirkung durch
Vogelschutzmarker — ein  Fachkonventionsvorschlag.
Bundesamt fir Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 537: 286 S

Ministerium fir L&ndlichen Raum und Verbraucherschutz
Baden-Wirttemberg (2012): Formblatt zur speziellen
artenschutzrechtlichen Prifung. Abrufbar unter:
https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/28306  [Letzter
Aufruf: 20.04.2023].

Runge, H., Simon, M. & Widdig, T. (2010):
Rahmenbedingungen fir die Wirksamkeit von MafRnahmen
des Artenschutzes bei Infrastrukturvorhaben, FUE-Vorhaben
im Rahmen des Umweltforschungsplanes des
Bundesministeriums  fiur ~ Umwelt,  Naturschutz  und
Reaktorsicherheit im Auftrag des Bundesamtes flr
Naturschutz - FKZ 3507 82 080. Hannover, Marburg.

Sudbeck, P., Andretzke, H., Fischer, S., Gedeon, K., Schikore,
T. Schroder, K. & Sudfeldt, C., 2005: Methodenstandards zur

Seite | 48


https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/28306

Bundesnetzagentur

Uhl et al (2019)

Woulfert et al., 2016

Waulfert, K., Késtermeyer, H.
& Lau, M. (2018)

5.2. Rechtsquellen

Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Erfassung der Brutvogel Deutschlands, 792 S., Radolfzell:
Mugler Druck + Verlag GmbH.

Uhl, R., Runge, H. & Lau, M. (2019): Ermittlung und Bewertung
kumulativer Beeintrachtigungen im Rahmen
naturschutzfachlicher  Prifinstrumente. Bundesamt  fir
Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 534, 179 S.

Wulfert, K., Littmann, J., Vaut, L. & M. KluBmann (2016):
Berucksichtigung  charakteristischer Arten der FFH-
Lebensraumtypen in der FFH-Vertraglichkeitsprifung -
Leitfaden fur die Umsetzung der FFH-Vertraglichkeitsprifung
nach § 34 BNatSchG in Nordrhein-Westfalen, Schlussbericht
(19.12.2016) im Auftrag des Ministeriums fur Klimaschutz

Woulfert, K., Késtermeyer, H. & Lau, M. (2018): Arten und
Gebietsschutz auf vorgelagerten Planungsebenen. F+E-
Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des
Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit im Auftrag des Bundesamtes flir Naturschutz (FKZ
3515 82

0100) (unter Mitarb. von: Muller-Pfannenstiel, K., Humbracht,
l., Fischer, S., Opitz, M., Simon, M., Mdller, J., Albrecht, L.,
Ldning, S.), BfN-Skripten 507, Bonn

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natirlichen Lebensraume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (,Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie — FFH-
Richtlinie®), ABI. der Europaischen Gemeinschaften 206 vom 22.07.1992, S. 7-50.

Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 zur

Schaffung eines Ordnungsrahmens fir MalRnahmen der Gemeinschaft im Bereich der

Seite | 49



Bundesnetzagentur Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Wasserpolitik (,Wasserrahmenrichtlinie — WRRL"), ABI. der Europaischen Gemeinschaften
L327 vom 22.12.2000, S. 1-73.

Richtlinie 2009/147/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 Uber
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (,Vogelschutzrichtlinie — VSchRL"), ABI. der
Europaischen Gemeinschaften 20 vom 26.01.2010, S. 7-25.

Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des europaischen Parlaments und des Rates vom 22.
Oktober 2014 Uber die Pravention und das Management der Einbringung und Ausbreitung
invasiver gebietsfremder Arten (engl. Regulation (EU) No 1143/2014 of the European
Parliament and of the Council of 22 October 2014 on the prevention and management of the
introduction and spread of invasive alien species; kurz: IAS-Verordnung), ABI. L 317/35 vom
04.11.2014.

Bekanntmachung der Kommission — Prifung von Planen und Projekten in Bezug auf Natura-
2000-Gebiete — Methodik-Leitlinien zu Artikel 6 Absatze 3 und 4 der FFH-Richtlinie
92/43/EWG. ABI. der Europaischen Union, C 437 vom 28.10.2021, S. 1-107.

Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 26.04.2022 (BGBI. | S. 674).

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung von Altlasten
(Bundes-Bodenschutzgesetz — BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBI. | S. 502), zuletzt geandert
durch Art. 7 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBI. | S. 306).

Gesetz Uber den Bundesbedarfsplan (Bundesbedarfsplangesetz — BBPIG) vom 23.07.2013
(BGBI. | S. 2543; 2014 | S. 148, 271), zuletzt geandert durch Art. 5 des Gesetzes vom
08.10.2022 (BGBI. | S. 1726).

Gesetz uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG)
vom 29.07.2009 (BGBI. I. S. 2542), zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 20.7.2022
(BGBI. I S. 1362, 1436).

Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Férderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz

— BWaldG) vom 02.05.1975 (BGBI. | S. 1037), zuletzt geandert durch Art. 112 des Gesetzes
vom 10.08.2021 (BGBI. | S. 3436).

Seite | 50



Bundesnetzagentur Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S. 1970; 3621), das zuletzt durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden ist.
Luftverkehrsgesetz (LuftVG) vom 10.05.2007 (BGBI. | S. 698), zuletzt gedndert durch Art. 131
des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBI. | S. 3436).

Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz (NABEG) vom 28.07.2011 (BGBI. | S.
1690), zuletzt gedndert durch Art. 4 des Gesetzes vom 8.10.2022 (BGBI. | S. 1726).

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBI. | S. 2986), zuletzt geandert durch Art.
5 des Gesetzes vom 03.12.2020 (BGBI. | S. 2694).

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) vom 18.03.2021 (BGBI. | S. 540),
zuletzt geandert durch Art. 14 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBI. | S. 4147).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG) vom 31.07.2009
(BGBI. | S. 2585), zuletzt geandert durch Art. 12 des Gesetzes vom 20.07.2022 (BGBI. | S.
1237).

Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV) vom
18.04.2017 (BGBI. | S. 905), zuletzt gedndert durch Art. 256 der Verordnung vom 19.06.2020
(BGBI. | S. 1328).

Verordnung Uber die Vermeidung und die Kompensation von Eingriffen in Natur und
Landschaft im Zustandigkeitsbereich der Bundesverwaltung
(Bundeskompensationsverordnung — BKompV) vom 14.05.2020 (BGBI. | S. 1088).

Verordnung Uber die Raumordnung im Bund fir einen landeribergreifenden
Hochwasserschutz (BRPHV) vom 19.08.2021 (BGBI. | S. 3712).

Verordnung zur Einfihrung einer Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung des Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung und zur Anderung der Deponieverordnung und der
Gewerbeabfallverordnung (Ersatzbaustoffverordnung — ErsatzbaustoffV) vom 16.07.2021
(BGBI. I. S. 2598).

Verordnung zum Schutz des Grundwassers (Grundwasserverordnung — GrwV) vom

09.11.2010 (BGBI. I S. 1513), zuletzt geandert durch Art. 1 der Verordnung vom 12.08.2022
(BGBI. | S. 1802).

Seite | 51



Bundesnetzagentur Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Verordnung zum Schutz der Oberflachengewasser (Oberflachengewasserverordnung —
OGewV) vom 20.06.2016 (BGBI. | S.1373), zuletzt gedndert durch Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes
vom 09.12.2020 (BGBI. | S. 2873).

Erster Aktionsplan (i. d. F. v. 08.06.2021) gemal Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 Uber die Pravention und
das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten, BAnz AT
vom 09.08.2021 B3.

Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz - DSchG) in der Fassung vom
6. Dezember 1983 GBI. 1983, 797; Stand: letzte beriicksichtigte Anderung: §§ 3a, 6, 7 und 15
geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBI. S. 26, 42)

Waldgesetz flr Baden-Wirttemberg (Landeswaldgesetz - LWaldG) in der Fassung vom 31.
August 1995 GBI. 1995, 685; Stand: letzte beriicksichtigte Anderung: §§ 1, 6, 11, 23 und 45
geandert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBI. S. 26, 44)
Landesnaturschutzgesetz (NatSchG) Baden-W rttemberg vom 23. Juni 2015 GBI. 2015, 585;
Stand: letzte beriicksichtigte Anderung: §§ 6, 21 und 28 geandert durch Artikel 11 des
Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBI. S. 26, 44)

Verordnung des Umweltministeriums Uber die Anerkennung und Anrechnung vorzeitig
durchgefiihrter MaRnahmen zur Kompensation von Eingriffsfolgen (Okokonto-Verordnung -
OKVO) vom 19. Dezember 2010 GBI. 2010, 1089; Stand: letzte berlicksichtigte Anderung:
Uberschrift gedndert durch Artikel 48 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBI. 2022 S.
1,7)

Wassergesetz flr Baden-Wirttemberg (WG) Vom 3. Dezember 2013 GBI. 2013, 389; Stand:
letzte berticksichtigte Anderung: §§ 1, 12, 28, 76 und 82 geandert durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBI. S. 26, 43)

StralRengesetz flur Baden-Wirttemberg (Stralengesetz - StrG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. Mai 1992 GBI. 1992, 329, ber. S. 683; Stand: letzte bertcksichtigte
Anderung: §§ 1 und 22 geandert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBI. S.
26, 46)

Verwaltungsvorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der
Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs-

oder Zulassungsverfahren (VV-Artenschutz) - Rd.Erl. d. Ministeriums fir Klimaschutz,

Seite | 52



Bundesnetzagentur Gz: 801-6.07.01.02/19-2-4 25.05.2023

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW v. 06.06.2016 (Az. Ill 4 -
616.06.01.17)

5.3. Normen

DIN 18915:2018-06 — Vegetationstechnik im Landschaftsbau — Bodenarbeiten.

DIN 19639:2019-09 — Bodenschutz bei Planung und Durchfiihrung von Bauvorhaben.

DIN 19731:1998-05 — Bodenbeschaffenheit — Verwertung von Bodenmaterial.

DIN 19731:2021-07 (Entwurf) — Bodenbeschaffenheit — Verwertung von Bodenmaterial

DIN 4020: 2010-12 — Geotechnische Untersuchungen fir bautechnische Zwecke -
Erganzende Regelungen zu DIN EN 1997-2

Seite | 53



	1. Vorbemerkungen 
	2. Aufbau und Form der Unterlagen 
	2.1. Bestandteile der Unterlagen nach § 21 NABEG 
	2.2. Untersuchungsgegenstand nach § 20 Abs. 3 NABEG 
	2.3. Grundlegende unterlagenübergreifende Festlegung zur Methodik 

	3. Erläuterungsbericht 
	4. Inhalt der Unterlagen nach § 21 NABEG 
	4.1. Vorgesehener Untersuchungsrahmen in der Umweltverträglichkeitsprüfung 
	4.1.1. Allgemeines methodisches Vorgehen 
	4.1.2. Schutzgut Menschen, insbesondere menschliche Gesundheit 
	4.1.3. Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
	4.1.4. Schutzgut Fläche 
	4.1.5. Schutzgut Boden 
	4.1.6. Schutzgut Wasser 
	4.1.7. Schutzgut Klima / Luft 
	4.1.8. Schutzgut Landschaft 
	4.1.9. Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
	4.1.10. Wechselwirkungen 

	4.2. Natura 2000 Verträglichkeitsuntersuchung 
	4.3. Artenschutzrechtliche Prüfung 
	4.4. Landschaftspflegerischer Begleitplan 
	4.5. Immissionsschutzrechtliche Betrachtungen 
	4.5.1. Immissionsschutz – Einhaltung der Richtwerte der TA-Lärm und der AVV Baulärm 
	4.5.2. Immissionsschutz – Einhaltung der Anforderungen der 26. BImSchV und der 26. BImSchVVwV 

	4.6. Weitere für den Plan zu erstellende Unterlagen 
	4.6.1. Forstrechtliche Unterlagen 
	4.6.2. Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis 
	4.6.3. Wasserrahmenrichtlinie 
	4.6.4. Weitere wasserrechtliche Unterlagen sowie Genehmigungen, Befreiungen, etc. 
	4.6.5. Bauwerksverzeichnis 

	4.7. Angaben zu sonstigen öffentlichen und privaten Belangen 

	5. Schriftquellenverzeichnis 
	5.1. Literatur 
	5.2. Rechtsquellen 
	5.3. Normen 


